Gemeinde Rain, Gesamtrevision der Nutzungsplanung

BEILAGE 1: BZR VERGLEICH NEU — ALT

Blau = neuer Text

BZR neu

Rot = Anderung bzw. Streichung

BZR alt

10.09.2026

Kommentar

Die Einwohnergemeinde Rain erlésst, gestitzt auf
§ 17 und die §§ 34 ff. des Planungs- und Baugeset-
zes (PBG) des Kantons Luzern sowie unter Vorbehalt
vorgehendem eidgendssischen und kantonalen
Recht fur ihr Gemeindegebiet folgendes Bau- und
Zonenreglement (BZR):

Die Einwohnergemeinde Rain erldsst, gestltzt auf
die §§ 17 Abs. 2, 35 und 36 des Planungs- und Bau-
gesetzes (PBG) sowie auf die §§ 23 Abs. 3 und 24
des Natur- und Landschaftsschutzgesetzes (NLG)
folgendes Bau- und Zonenreglement (BZR):

Neue Verweise

[. Allgemeine Bestimmungen

Einleitende Bestimmungen

Art. 1

Das Bau- und Zonenreglement bezweckt eine haus-
halterische Nutzung des Bodens und eine geordnete
Besiedelung des Gemeindegebiets unter Beachtung
eines schonenden Umgangs mit den naturlichen Le-
bensgrundlagen und dem Orts- und Landschaftsbild
sowie die Schaffung und Erhaltung wohnlicher, qua-
litatsvoller Siedlungen und der raumlichen Voraus-
setzungen fUr die Wirtschaft. Dabei sind die weiteren
Ziele und Planungsgrundséatze der Raumplanung zu
beachten.

Zweck

Art.1 Zweck

" Das Bau- und Zonenreglement bezweckt, die Vo-
raussetzungen flr eine auf das Gemeinwohl| ausge-
richtete rdumliche Nutzungsordnung und eine aus-
gewogene Entwicklung der Gemeinde zu schaffen.

)

Insbesondere dient es dazu:

@ den Boden haushélterisch und schonungsvoll zu
nutzen

b eine geordnete und wohnliche Bauweise zu ge-
wahrleisten

9 die rdumlichen Interessen der Landwirtschaft zu
wahren

9 Landschafts- und Naturschénheiten sowie das
Ortsbild zu schitzen.

Ubernahme MBZR

Art. 2 Geltungsbereich

Dieses Reglement gilt fir das ganze Gemeindege-
biet.

Geldscht, da durch (ber-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 3 Rechtscharakter

Die Vorschriften dieses Reglements sind als offentli-
ches Recht zwingend und kénnen durch Vereinba-
rungen zwischen Nachbarn nicht abgeéandert oder
aufgehoben werden, soweit dies nicht ausdrtcklich
vorgesehen ist.

Gelbscht, da durch (ber-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 4 Verflgbarkeit von Bauland

Um die Verflgbarkeit eingezonten Landes sicherzu-
stellen, kann der Gemeinderat bereits vor der Revi-
sion des Zonenplans mit den betreffenden Grundei-
gentUmern Vertrage oder Vereinbarungen abschlies-
sen und dabei der Gemeinde bestimmte Rechte (z.B.
Kaufrechte) einrdumen lassen fUr den Fall, dass die-
ses Land nicht zeitgerecht Uberbaut wird.

Geldscht, da durch § 38
PBG bereits umfangrei-
cher abgedeckt

A. Planungsvorschriften

I. Allgemeine Bestimmungen

Il. Richtplanung

Art. 2

1

Zustandigkeit

Die Stimmberechtigten sind zustandig fir den Erlass
von Zonenplanen, Bau- und Zonenreglementen und
Bebauungsplanen.

)

Die Aufsicht Uber das Bauwesen und die Handha-
bung dieses Reglements obliegen der Baukommis-
sion.

Die Baukommission besteht aus dem zustandigen
Mitglied des Gemeinderates sowie aus zwei weiteren
Mitgliedern, die vom Gemeinderat gewahlt werden.

@«

Art. 5 Zustandigkeit, Umfang der kommunalen Richt-

planung

" Der Gemeinderat erlésst einen kommunalen Er-
schliessungsrichtplan geméss § 40 PBG.

2 Der Gemeinderat kann bei Bedarf weitere Richt-
pléane, insbesondere Uber Teilgebiete der Bauzonen
erlassen.

Ubernahme Art. 37 alt
und Ergénzung MBZR
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Die Baukommission wird vom zustandigen Mitglied
des Gemeinderates prasidiert.

Die Baukommission wird vom Gemeinderat mit den
erforderlichen Kompetenzen und Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattet. Die Zustandigkeit fur die Er-
ledigung der Baubewiligungen und der Rechtsmit-
telverfahren fUr Baubewiligungen im ordentlichen
und vereinfachten Verfahren liegt bei der Baukom-
mission.

Die Baukommission erstattet dem Gemeinderat Be-
richt zu Gestaltungsplanen sowie Quartiererschlies-
sungen und gibt ihre Empfehlungen ab. Die Geneh-
migung von Gestaltungsplanen sowie die Erteilung
von Bewilligungen fur Quartiererschliessungen (nach
Strassengesetz oder im Baubewilligungsverfahren)
obliegen dem Gemeinderat.

Die Entscheidungsbefugnis fur die Erteilung von
Baubewiligungen im vereinfachten Verfahren kann
mit Beschluss des Gemeinderates auch einer Dienst-
stelle der Gemeindeverwaltung Ubertragen werden.

Die Organisationsverordnung und die Kompetenzor-
dnung der Gemeinde Rain regeln das Nahere.

Der Gemeinderat und die Baukommission sind bei
Gestaltungsplanen und bei ausserordentlichen Bau-
vorhaben berechtigt, in Absprache mit den Gesuch-
stellern und auf dessen Kosten neutrale Fachleute als
Gutachter beizuziehen.

Der Gemeinderat erlasst im Sinne von § 9 PBG kom-
munale Richtplane. Diese sind flr die Behdrden ver-
bindlich. Der Verkehrsrichtplan ist fur Neu- und Aus-
bauten, Sanierungen, Funktion und Gestaltung von
Strassen und Wegen zu beachten.

Art. 3 Qualitét

1)

2)

«

o

Bauten und Anlagen sind qualitatsvoll zu gestalten
und mussen sich gut in die bauliche Umgebung und
die Landschaft einflgen.

Fur die Eingliederung sind in Ergédnzung zu den Zo-
nenbestimmungen zu berlcksichtigen:

@ Pragende Elemente und Merkmale des Strassen-
, Orts- und Landschaftsbildes und Eigenheiten
des Quartiers,

Standort, Stellung, Form, Proportionen und Di-
mensionen der Bauten und Anlagen,

Die zweckmassige Anordnung und Dimensionie-
rung der Aussengeschoss- und Umgebungsfla-
chen,

Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung von
Fassaden, Dachern und Reklamen,

Gestaltung der Aussengeschoss- und Umge-
bungsflachen, insbesondere der Vorgérten und
der Begrenzungen gegen den 6ffentlichen Raum,

1 Umgebungsgestaltung, insbesondere beztiglich
Erschliessungsanlagen, Terrainveranderungen,
Stltzmauern und Parkierung.

Jeder Wohnung soll ein direkt zuganglicher, privater
Aussenbereich zugeordnet sein. Ausnahmen kénnen
auf begrindetes Gesuch hin bewilligt werden, wenn
die Erstellung dieser Flachen aufgrund der ortlichen
Verhaltnisse nicht moglich oder zweckmassig ist.

Der Gemeinderat und die Baukommission kénnen
flr ortsbaulich wichtige oder quartierrelevante Pro-
jekte ein qualitatssicherndes Verfahren verlangen.
Dies gilt insbesondere fur die Dorfzone A.

Im Rahmen des Baugesuchs ist in geeigneter Weise
darzulegen (bspw. Plan, Visualisierung,

kex

o

=

o

Ubernahme MBZR mit
Ergénzungen

Sicherstellung Erstellung
Aussenbereich
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Beschreibung etc.), wie der Aussenraum gestaltet
werden soll.

[I. Nutzungsplanung lIl. Nutzungsplanung
1. Gemeinsame Bestimmungen
2. Bauziffern

Art. 4 Uberbauungsziffer (UZ) Art. 6 Berechnungsfaktor (Ausnltzungsziffer) Umsetzung PBG,

Y Die Uberbauungsziffer ist das Verhéltnis der anre- Der Berechnungsfaktor zur Ausnitzungsziffer ge- PBV + IVHB
chenbaren Gebaudeflache zur anrechenbaren mass § 9 der Planungs- und Bauverordnung (PBV) )
GrundstUcksflache. Sie wird fir Hauptbauten und des Kantons Luzern betragt fur alle Zonen 1.0. LpschungAusnutzungs—
Nebenbauten separat festgelegt. ziffer, da in neuem Bau-

2 . P - . - recht nicht mehr vorge-

) Die maximal zulassigen Uberbauungsziffern sind in

. sehen
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.
Art. 5 Uberbauungsziffer fir Hauptbauten Umsetzung PBG,
1 PBV + IVHB

Die Uberbauungsriffer fiir Hauptbauten ist von der
Gesamthéhe sowie der Dachgestaltung abhangig.
Als Grundwert gilt die UZ-a aus Anhang 1.

Fr Schragdachbauten nach Art. 34 und Flachdach-
bauten nach Art. 35 gilt die UZ-b aus Anhang 1.

FUr Bauten, welche die zuldssigen Gesamthéhen
(Grundwert und max. Gesamthohe) um jeweils min-
destens 3.0 m unterschreiten, gilt die UZ-c aus An-
hang 1.

n

L)

&

Wird mit einem Bauvorhaben die maximal zuléssige
Uberbauungsziffer fir Hauptbauten auf einem
Grundstlck nicht ausgeschopft, kann die Baukom-
mission den Nachweis verlangen, wie die Nutzungs-
reserve zu einem spéteren Zeitpunkt ohne Ubermas-
sigen Aufwand in Anspruch genommen werden
kann.

Nachweis, dass Reser-
ven auch spéter noch
konsumiert werden kén-
nen (erschliessungstech-
nisch mdglich)

Art. 6

1

Uberbauungsziffer fir Nebenbauten

Unter dem Begriff der Nebenbaute werden im vorlie-
genden Reglement Bauten mit einer Gesamthohe bis
4.5 m zusammengefasst, unabhangig davon, ob sie
Haupt- oder Nebennutzflachen aufweisen und ob sie
alleinstehend oder ans Hauptgebdude angebaut
sind.

n

Die maximal zuldssigen Uberbauungsziffern fiir Ne-
benbauten sind in Anhang 1 dieses Reglements fest-
gelegt.

Bei bestehenden Einstellhallen gilt anstelle der zo-
nengemassen Uberbauungsziffer die bestehende
Gebaudeflache, sofern diese grosser als die zonen-
gemass zugelassene Gebaudeflache ist.

L)

Umsetzung PBG,
PBV + IVHB

Art. 7 Mindestausn(itzung

Bei Neu- oder Ersatzbauten sind mindestens die in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegten minimalen
Uberbauungsziffern und Gesamthdhen zu realisieren

Neue Regelung zur Min-
destausnuitzung

Art. 8

1

Grinflachenziffer

Die Grunflachenziffer ist das Verhaltnis der anrechen-
baren Grinflache zur anrechenbaren Grundstticks-
flache. Die minimalen Grinflachenziffern sind in An-
hang 1 dieses Reglements verbindlich festgelegt.
Hochstammbaume nach Abs. 3 sind anrechenbar.

n

Die anrechenbaren Griunflachen sind mindestens zur
Halfte als 6kologisch und klimatisch wertvolle Fla-
chen zu gestalten.

Baumaquivalent: Hochstammbaume, welche zu ei-
ner qualitdtsvollen Siedlungsbegriinung beitragen
und deren langfristiger Bestand gewéahrleistet ist,
kénnen kompensatorisch an die Grinflachenziffer
angerechnet werden. Die zur Einhaltung der Grin-

L)

Bestehende Grtinflachen-
Ziffer wird beibehalten, da
Moaglichkeit zur Erhaltung
von Grinrdumen im
Siedlungsgebiet

Naturnahe Gartengestal-
tung

Schaffung der Mdglich-
keit von Kompensations-
massnahmen
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1)

flachenziffer erforderliche anrechenbare Grunflache
kann pro Baum mit Stammumfang bis 80 cm (zum
Zeitpunkt der Bauabnahme) um max. 20 m2 reduziert
werden. FUr die Erhaltung von grosskronigen Hoch-
stammb&umen mit Stammumfang > 80 cm kann die
Reduktion auf max. 50 m2 erhoht werden.! Der
Schutz und die Erhaltung der Baume ist langfristig
sicherzustellen.

In Relation zur landschaftlichen und &kologischen

Qualitat des Baumes. Der Hochstwert gilt fir Altbdume
mit Stammumfang > 1.5 m, Baumhohe > 15 m und gut

ausgebildeter Krone.

3. Bau- und Niveaulinien

4. Kantonaler Nutzungsplan
lll. Zonenbestimmungen 5. Zonenplan, Bau- und Zonenreglement
a) Bauzonen

Art. 7 Zoneneinteilung, Zonenpléne
" Das Gemeindegebiet wird verschiedenen Nutzungs-

zonen zugeteilt, denen nach Art. 43 der Larmschutz-
verordnung (LSV) entsprechende Empfindlichkeits-
stufen (ES) zugeordnet sind:

ES
- Dorfzone Dl
- 3-geschossige Wohnzonen W3-a /1
- 3-geschossige Wohnzonen W3-b /1
- 2 Y2-geschossige Wohnzone W2 742 Il
- 2-geschossige Wohnzonen W2-a Il
- 2-geschossige Wohnzonen W2-b /1

- 3-geschossige Wohn- & Gewerbezone WG3 |lI

- 2Y/2-geschossige Wohn- & Gewerbezone WG2Y2
M1l

- Arbeitszone Ar 1l
- Zone fur &ffentliche Zwecke OeZ /1
- Grlinzone Gr Il
- Deponiezone Hapfere Dz-H 1l
- Zone mit Randbepflanzung Rbe -
- Ubriges Gebiet UeG If
- Landwirtschaftszone Lw 1l
- Landschaftsschutzzone LS -
- Kommunale Naturschutzzone NS 1l
- Archaologische Fundstelle -
* Aufteilung geméss Zonenplan

2 Der im Anhang dieses Reglements enthaltene ver-

kleinerte Zonenplan dient der allgemeinen Orientie-
rung.

Geldscht, da auf Zonen-

plan und im Inhaltsver-
zeichnis ersichtlich

Art. 9 Dorfzone A

1)

n

Die Dorfzone A dient der Starkung und der qualitats-
vollen Weiterentwicklung des urspriinglichen Dorf-
kerns, unter BerUcksichtigung der gewachsenen
Strukturen und der charakteristischen, identitatsstif-
tenden Elemente. Bauliche Veranderungen und die
Freiraumgestaltung sind aufeinander abgestimmt.
Der o6ffentliche Raum wird aufgewertet, gesamtheit-
lich gestaltet und der Dorfkerncharakter gestarkt.

Zuldssig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fUr
Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Woh-
nen und zur Erflllung &ffentlicher Aufgaben.

Art. 8 Dorfzone D
" Die Dorfzone dient der Erhaltung des Strassenbilds

und der guten Eingliederung von Neu- und Umbau-
ten ins Orts- und Strassenbild.

2 Zulassig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fiir

Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Woh-
nen und zur Erflllung &ffentlicher Aufgaben. Die Bau-
ten, Anlagen und Nutzungen haben sich baulich und
mit ihren Auswirkungen in den Dorfkern einzufligen.
Fachmarkte sind ausgeschlossen.

9 Es gelten folgende Grundmasse:

Abgestimmt auf Dorf-
kernentwicklung
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L)

Es gelten im Grundsatz die maximal zulassigen Uber- Vollgeschosse: max. 4; ein viertes Vollge-

bauungsziffern und Gesamthéhen gemass Anhang 1 schoss ist nur als ausgebau-
dieses Reglements. In den Gebieten mit Gestal- tes Dachgeschoss gestattet.
tungsplanpflicht kénnen Abweichungen bis zu den Firsthohe: max. 14.00 m

Maximalwerten gemass Anhang 4 b) gewahrt wer-

Ausn(t iffer: .0.7
den, wenn die Voraussetzungen gemass Art. 32 und usnd z"ungsm er ) max. 0.70
Anhang 4 erfiillt sind. davon fur Wohnen: ~ max. 0.60

Beim Ersatz von fur das Orts- und Strassenbild wich-
tigen Bauten ist das gleiche Volumen wie bei den

2ung im Erdgeschoss kann die Baukommission eine pbeim Erlass des BZR bestehenden Bauten zuldssig.  gjone porzone B

Erhdhung der Uberbauungsziffer fir Nebenbauten Die Bauten haben sich bezlglich Stellung, kubischer
auf max. 0.09 bewilligen. Gestaltung, Dimensionen, é&usserer Erscheinung,

Fassaden- u. Dachgestaltung, Materialien und Farb-
gebung ins Orts- u. Strassenbild einzuordnen.
Die Baukommission kann im Rahmen der Baubewil-

ligungen Auflagen bezlglich Gestaltung u. Bepflan-
zung der Umgebung festsetzen.

&

Bei der Erhaltung oder Erstellung einer Gewerbe-,
Geschafts-, Dienstleistungs- oder 6ffentlichen Nut-

&

o

Der Grenzabstand fur Hauptbauten betragt 4.0 m.

Hauszugénge, Frontfassaden, Vorgarten und Vor-
platze nehmen Bezug zum &ffentlichen Raum und
passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden
Ortskern ein. Die Umgebung der Bauten ist fussgan-
gerfreundlich und attraktiv zu gestalten (Bepflan-
zung, Platze, Wege, Grunflachen). Die Baukommis-
sion kann im Rahmen der Baubewiligungen Aufla-
gen bezlglich Gestaltung und Bepflanzung der Um-
gebung festsetzen.

Fdr Neu- und Umbauten mit massgebenden raumli-
chen Auswirkungen ist zu Beginn der Planungs- und
Projektierungsarbeiten eine Voranfrage an die Ge-
meinde zu machen, um die ortsbaulichen Anforde-
rungen und Rahmenbedingungen zu kldren.

Es gilt die L&rmempfindlichkeitsstufe IIl.

k=)

)

8)

Art. 10  Dorfzone B Ehemalige Dorfzone D
|

Die Dorfzone B dient der Erweiterung des Dorfkerns
und der guten Eingliederung von Neu- und Umbau-
ten ins Orts- und Strassenbild.

Zuldssig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fUr
Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Woh-
nen und zur Erfullung &ffentlicher Aufgaben. Die Bau-
ten, Anlagen und Nutzungen haben sich baulich und
mit ihren Auswirkungen in den Dorfkern einzufligen.

Die maximal zuléssigen Uberbauungsziffern und Ge-
samthdhen mit reiner Wohnnutzung sind in Anhang
1 dieses Reglements festgelegt. Bei Grundstlicken
sudlich der Kantonsstrasse darf einen Hangzuschlag
von 1.0 m gewahrt werden. Der Hangzuschlag gilt
fUr alle Fassaden ausser der bergseitigen.

Bei der Erhaltung oder Erstellung einer Gewerbe-,
Geschafts- oder Dienstleistungsnutzung im Erdge-
schoss, erhéht sich die Uberbauungsziffer fir Haupt-
bauten gemass Anhang 1 um 0.03. Bei Inanspruch-
nahme einer zusatzlichen Uberbauungsziffer ist die
Nicht-Wohnnutzung im Umfang von mindestens der
Halfte der Geschossflache (errechnet nach SIA 416)
des Erdgeschosses zu realisieren und dauerhaft si-
cherzustellen.

n

L)

&

o

Die Bauten haben sich bezliglich Stellung, kubischer
Gestaltung, Dimensionen, &usserer Erscheinung,
Fassaden- und Dachgestaltung, Materialien und
Farbgebung ins Orts- und Strassenbild einzuordnen.

Hauszugénge, Frontfassaden, Vorgarten und Vor-
platze nehmen Bezug zum &ffentlichen Raum und
passen sich in ihrer Gestaltung ein. Die Baukommis-
sion kann im Rahmen der Baubewilligungen Aufla-
gen bezlglich Gestaltung und Bepflanzung der Um-
gebung festsetzen.

Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

o

7)

Art. 11 Wohnzonen Art. 9 3-geschossige Wohnzone W3-a und W3-b Anpassung an PBG +
" In den Wohnzonen sind Bauten, Anlagen und Nut- " Zuléssig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen IVHB; Umformulierung
zungen zum Wohnen und fir Dienstleistungs- und 4 zum Wohnen und gemdss MBZR

Gewerbebetriebe zulassig, sofern sich diese baulich
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und mit ihren Auswirkungen unter besonderer Be-
achtung eines gentigenden Immissionsschutzes in
die Wohnumgebung einfligen. Massgebend sind da-
bei die durch den Charakter und die Qualitét des
Wohnquartiers bestimmten &rtlichen Verhéltnisse.

g

fur Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, sofern
sich diese baulich und mit ihren Auswirkungen in
die Wohnumgebung einfligen. Massgebend sind
dabei die durch den Charakter und die Qualitat

des Wohnquartiers bestimmten 6rtlichen Verhalt-

Die zonenspezifischen
Bau- und Nutzungs-
masse sind neu in An-
hang 1 aufgelistet. Ver-

2 Die maximal zuldssigen Uberbauungsziffern, Ge- nisse. zicht auf Reglung zu Sat-
samthohen und Gebaudelangen sind in Anhang 1 2 Es gelten folgende Grundmasse: te/dag:h, nicht mehrze/t-
dieses Reglements festgelegt. W3-a W3-b geméasse Bestimmung.

3 Es gt die L& findlichkeitsstufe I . e Qualitét wird tber Quali-

s gilt die Larmempfindlichkeitsstufe II. Ausnttzungsziffer: max. 0.55  max. 0.50 tatsartikel geregelt
Vollgeschosse: max. 3 max. 3*
Gebaudelange: max. 28m  max. 28 m
*Das 3. Vollgeschoss ist nur als voll ausgebautes
Dachgeschoss gestattet (siehe auch Art. 28 lit. b).
Weitere Geschosse sind nicht zulassig.
Art. 12 Erhaltungszonen Art. 10 2 % - geschossige Wohnzone W2 12 Ehemalige Gestaltungs-
" Die Erhaltungszonen dienen dem Erhalt und der Er- " Zuléssig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen g/angeg/eteﬂynd d{C/g be-
h Wohn ) o aute Quartiere wie Rei-
neuerung bestehender Wohntberbauungen zum Wohnen und heneinfamilienhéuser

2

Projekte Uber Teilbereiche der Erhaltungszonen
mussen folgende Vorgaben erfullen:

@ Bauliche Veranderungen oder Ersatzbauten sind
im Ausmass der bewilligten und realisierten anre-
chenbaren Gebaudeflachen sowie Gesamt- und
Fassadenhohen zuléssig. Die Stellung der Bauten
muss gewahrt bleiben. Zur Erweiterung bestehen-
der Balkone oder der inneren Erschliessung (Auf-
zug, Treppenhaus) kann eine Erhdhung der anre-
chenbaren Gebaudeflache im Umfang von max.
10 % gewahrt werden.

Flr die Bebauung charakteristische Gestaltungs-
merkmale von Gebadude und Umgebung sind bei-
zubehalten. Es ist eine gute Eingliederung sicher-
zustellen.

z

o

Klein- und Anbauten sind zuléssig.

=

Die Fuss- und Veloverbindungen sowie Platze blei-
ben erhalten und sind gemeinschaftlich fur die Be-
wohner der Uberbauung nutzbar.

3 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe II.

5 fiir nicht stérende Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, sofern sich diese baulich und mit ihren
Auswirkungen in die Wohnumgebung einflgen.
Massgebend sind dabei die durch den Charakter
und die Qualitét des Wohnquartiers bestimmten
ortlichen Verhéltnisse.

2 Es gelten folgende Grundmasse:

héchstens 0.45; sofern das
Gebaude mindestens 2 Woh-
nungen aufweist, betragt die
zuléssige AZ hdchstens 0.50
héchstens 3, wobei das 3.
Vollgeschoss als Dachge-
schoss ausgebildet werden
muss (siehe auch Art. 28 lit. b)

héchstens 32 m

Ausnitzungsziffer:

Vollgeschosse:

Gebaudelange:

)

@

Art. 11 2-geschossige Wohnzone W2-a und W2-b
W Zuléssig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen

@ zum Wohnen und

5 fir nicht stérende Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, sofern sich diese baulich und mit ihren
Auswirkungen in die Wohnumgebung einflgen.
Massgebend sind dabei die durch den Charakter
und die Qualitdt des Wohnquartiers bestimmten
ortlichen Verhéltnisse.

Bauweise:

W2-a: Bauen nur nach Gestaltungsplan unter be-
sonderer Berlcksichtigung der Lage im
Nahbereich der Kirche.

W2-b: offene Einzelbauweise ist zugelassen.

Es gelten folgende Grundmasse:

W2-a W2-b

max. 0.40 max. 0.35

Sofern das Gebaude mindes-

tens 2 Wohnungen aufweist,

betragt die zulassige AZ

hochstens 0.45 bzw. 0.40

max. 2 max. 2

In den W2-Zonen ist ein
Dach- oder Attikageschoss
nicht zuldssig, sofern das Un-
tergeschoss im Mittel mehr
als 120 m Uber das

Ausnttzungsziffer:

Vollgeschosse:

Zusammenfassung zu ei-
nem Artikel fir die Wohn-
zonen. Die zonenspezifi-
schen Bau- und Nut-
zungsmasse sind neu in
Anhang 1 aufgelistet
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gewachsene oder tiefer ge-
legte Terrain herausragt.

max. 25m  max. 25 m

Bei gut gestalteten und ge-
gliederten Fassaden kann die

Gebaudelange:

Baukommission grossere
Langen bis max. 32 m gestat-
ten.

Art. 12 3-geschossige Wohnzone und Gewerbezone
WG3

1

)

Zulassig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fUr
Dienstleistungs- und Gewerbebetriecbe und zum
Wohnen. Die Bauten, Anlagen und Nutzungen haben
sich baulich und mit ihren Auswirkungen in das Quar-
tier einzuftigen.

Es gelten folgende Grundmasse:

Ausnttzungsziffer: max. 0.70
davon fur Wohnen: ~ max. 0.50
Vollgeschosse: max. 3

Zusammenfassung zu ei-
nem Artikel fiir die Wohn-
zonen. Die zonenspezifi-
schen Bau- und Nut-
zungsmasse sind neu in
Anhang 1 aufgelistet

Art. 13  Wohn- und Arbeitszonen

1

)

L)

&

5)

In den Wohn- und Arbeitszonen sind Wohnungen
unter besonderer Beachtung eines gentigenden Im-
missionsschutzes sowie hdchstens massig stérende
Gewerbe-, Geschafts- und Dienstleistungsbetriebe
zulassig.

Die maximal zuléssigen Uberbauungsziffern und Ge-
samthéhen sind in Anhang 1 dieses Reglements
festgelegt. Typ 1 definiert die Werte flr Hauptbauten
mit Wohn-, Arbeits- oder gemischter Nutzung, Typ 2
definiert die Werte fUr zuséatzliche Hauptbauten auf
demselben Grundstick mit ausschliesslicher Ar-
beitsnutzung.

Ein Transfer von Wohnnutzung zu Bauten gemass
Typ 2 ist zulassig, wenn im gleichen Umfang Arbeits-
nutzung in den Bauten gemass Typ 1 realisiert wird
(siehe Skizze in Anhang 3). Die Kompensationsmag-
lichkeit besteht nur fur oberirdische Geschossflachen
und muss flachengleich erfolgen.

Die oberirdische Geschossflache errechnet sich
nach SIA 416, abzlglich der Flachen von Unterni-
veaubauten und unterirdischen Bauten gemass
§ 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).

Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

Art. 13 2 ¥ -geschossige Wohn- und Gewerbezone
WG2 12

1)

n

Zuldssig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fur
Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe und zum
Wohnen. Die Bauten, Anlagen und Nutzungen haben
sich baulich und mit ihren Auswirkungen in das Quar-
tier einzuftigen.

Es gelten folgende Grundmasse:
Ausnutzungsrziffer: max. 0.60
davon fur Wohnen: ~ max. 0.45

Vollgeschosse: hochstens 3, wobei das 3.
Vollgeschoss als Dachge-
schoss ausgebildet werden
muss (siehe auch Art. 28 lit.
b).

Ubernahme MBZR im
Absatz 1

Absétze 2 bis 4 regeln
die freie Verteilung der
Gewerbenutzung in ei-
nem Bauvolumen

Grafik in Anhang 3

Art. 14 Arbeitszonen

1

)

L)

In den Arbeitszonen sind Bauten, Anlagen und Nut-
zungen fur Dienstleistungs-, Gewerbe- und Indust-
riebetriebe zuldssig. Guterverkehrsintensive Indust-
rie- und Gewerbebetriebe sowie Verkaufsflachen fur
den taglichen und haufigen periodischen Bedarf von
mehr als 200 m? pro Betrieb oder Projekt sind nicht
zuldssig. Freie Lager- und Umschlagpléatze sind nur
in Verbindung mit Gewerbebauten zuléssig.

Die Arbeitszonen Weierhus und Rainmuli dienen der
Sicherung der bestehenden Betriebe. Bei Betriebs-
aufgabe kann die Gemeinde die Nutzung der Fla-
chen Uberprifen und gegebenenfalls um- oder aus-
zonen. Betriebsfremde Bauten und Nutzungsénde-
rungen sind nur im Rahmen eines Gestaltungsplans
zulassig.

Wohnungen dirfen nur fir Betriebsinhaber und fur
betrieblich an den Standort gebundenes Personal er-
stellt werden. Mehrere Wohnungen sind nur zul&ssig,
wenn sie pro Hauptgebaude héchstens 20 % der ge-
samten Geschossflache gemass SIA 416 ausma-
chen.

Art. 14 Arbeitszone Ar

1)

@

Die Arbeitszone ist fur gewerbliche Nutzungen sowie
Dienstleistungsunternehmen  bestimmt, die nicht
oder nur massig storen. Es sind keine guterverkehrs-
intensiven Betriebe zuldssig. Neubauten sind in den
Arbeitszonen Weiherhus, Rainmuli und Chrummweid
nur aufgrund eines Gestaltungsplanes zulassig.

Wohnungen diirfen nur fir Betriebsinhaber und fur
betrieblich an den Standort gebundenes Personal er-
stellt werden. In Bebauungs- und Gestaltungsplanen
kénnen zur Schaffung harmonischer Ubergénge zu
Wohnzonen Ausnahmen vorgesehen werden.

Es gelten folgende Grundmasse:

Gebaudehohe: max. 12 m
Uberbauungsziffer: ~ max. 0.40
Grunflachenziffer: min. 0.15

Betriebsbedingte Mehrhdhen sowie Mehrhdhen fur
technische bedingte Aufbauten sind gestattet. Diese
maximal zuldssigen Mehrhdhen durfen gesamthaft
2.5 m betragen. Technisch bedingte Aufbauten dur-
fen nicht mehr als 10 % der Dachflache

Abs. 1 MBZR ergénzt mit
Ausschluss von diversen
verkehrsintensiven Nut-
zungen

Abs. 2 neu: Mdglichkeit
Sicherung bestehende
Betriebe

Abs. 3 neu: Klare
Regelung Wohnen in
Arbeitszone

Abs. 4 neu: Nutzungs-

masse in Anhang 1 defi-
niert
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9

Die maximal zulassige Gesamthdhe sowie die mini-
male Grinflachenziffer sind in Anhang 1 dieses Reg-
lements festgelegt. Fur die Arbeitszone llla gilt zu-
satzlich eine maximale Uberbauungstziffer. In der Ar-
beitszone lllb legt der Gemeinderat die Uberbau-
ungsziffer und die Gebaudelange unter gebthrender
Berlcksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes,
der gewerblichen Erfordernisse sowie der 6ffentli-
chen und privaten Interessen von Fall zu Fall fest. Die
Gesamthohe im Gebiet Chrummweid kann, falls be-
triebsbedingt notwendig, um bis zu 2.0 m erhdht
werden.

Technisch bedingte Aufbauten dirfen die Hohe von
2.5 m nicht Uberschreiten und nicht mehr als 20 %
der Dachflache beanspruchen. Davon ausgenom-
men sind Solaranlagen.

Der Grenzabstand fur Hauptbauten betragt 4.0 m.

Die Baukommission legt im Rahmen der Baubewilli-
gung fur Bauten, Anlagen, Lager- und Umschlag-
plétze die erforderlichen Gestaltungsauflagen fest.

Fur die Qualitats- und Erschliessungssicherung der
Arbeitszonenerweiterung im Gebiet Sandblatte ge-
mass Teilrevision Ortsplanung Rain von 2025 ist das
Bebauungskonzept «Arbeitszone Sandblatte» vom
22. September 2023 verbindlich. Es gilt eine maxi-
male Hohenkote von 602.00 m.u.M. Die Anzahl Au-
toabstellplatze flir Mitarbeitende ist nach der Norm
VSS 40 281 zu bemessen.

Es qilt die Larmempfindlichkeitsstufe III.

&

o

=]

beanspruchen. Attika- oder Dachgeschosse Uber die
zulassige Gebaudehodhe hinaus sind nicht gestattet.

Freie Lager- und Umschlagplatze sind nur in Verbin-
dung mit Gewerbebauten zuléssig.

Die Baukommission legt im Rahmen der Baubewilli-
gung fUr Bauten, Anlagen, Lager- und Umschlag-
platze die erforderlichen Gestaltungsauflagen fest.

Zusammen mit dem Baugesuch ist ein Bepflan-
zungsplan einzureichen, der eine gute Eingliederung
der Bauten und Anlagen in die Landschaft durch ge-
eignete Bepflanzung und Begrtinung gewahrleistet.

Fur die Qualitats- und Erschliessungssicherung der
Arbeitszonenerweiterung im Gebiet Sandblatte ge-
mass Teilrevision Ortsplanung Rain von 2025 ist das
Bebauungskonzept «Arbeitszone Sandblatte» vom
22. September 2023 verbindlich. Die Anzahl Autoab-
stellplatze fur Mitarbeitende ist nach der Norm VSS
40 281 zu bemessen.

Abs. 5 neu: Neu gilt ein
Grenzabstand von 4.0 m
Abs. 6 alt wird durch Art.
3 neu ersetzt

Art. 15 Zone fir 6ffentliche Zwecke

1

)

@

In der Zone fUr &ffentliche Zwecke sind Bauten, An-
lagen und Nutzungen zuléssig, die Uberwiegend zur
Erfllung &ffentlicher Aufgaben bendtigt werden und
dem nachfolgend umschriebenen Zonenzweck ent-
sprechen:

1 Areal Schulhaus: Schulbauten, Sportanlagen, Al-
tersheim, Alterswohnungen, Verwaltung, Werk-
gebaude, Vereinslokale, Parkierung

2 Areal Kirche: Kirchliche Bauten und Anlagen,
Parkierung

3 Areal Oberburgle: Ver- und Entsorgung
4 Areal Sandblatten: Park and Ride

Der Gemeinderat legt Abstande, Gebaudedimensio-
nen und Gebaudegestaltung unter geblhrender Be-
rlcksichtigung der 6ffentlichen und privaten Interes-
sen und der Einordnung in die bauliche und land-
schaftliche Umgebung fest.

FUr Schulbauten, Altersheime, Alterswohnungen so-
wie kirchliche Bauten und Anlagen gilt die Larmemp-
findlichkeitsstufe II. Fir Werkgebaude, Sportanlagen,
Vereinslokale sowie Parkierungsanlagen gilt die
Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

Art. 15 Zone fir 6ffentliche Zwecke

1)

)

Die Zonen fur 6ffentliche Zwecke werden folgenden
Zweckbestimmungen zugefuhrt:

@ Areal Schulhaus: Schulbauten, Sportanlagen, Al-
tersheim, Alterswohnungen, Verwaltung, Werkge-
baude, Vereinslokale, Parkierung

b Areal Kirche: Kirchliche Bauten und Anlagen, Par-
kierung

9 Areal Oberblrgle: Entsorgungsstelle
Abstande, Gebaudedimensionen und Gebaudege-
staltung legt der Gemeinderat im Einzelfall fest. Er hat
dabei die 6ffentlichen und privaten Interessen an ei-
ner schonenden Einordnung in die bauliche und
landschaftliche Umgebung geblhrend zu berlck-
sichtigen.

Neue Formulierung in An-
lehnung an das MBZR

Aufzdhlung Nummer 4
und 5: Ein- und Umzo-
nung

Art. 16 Griinzone Freiraum (liberlagert)

1

n

@

Die Uberlagemnde Grinzone Freiraum dient der Si-
cherung von Flachen fiir die Spiel- und Freizeitnut-
zung innerhalb des Baugebietes. Sie zahlt zur anre-
chenbaren Grundstticksflache.

Die Flachen sind mehrheitlich als Grunflache mit na-
turlichem Bodenaufbau auszubilden und nach Még-
lichkeit mit strukturierenden und schattenspenden-
den, standortgerechten Geholzen auszustatten. Be-
festigte Flachen sind wasserdurchldssig auszuge-
stalten.

Zulassig sind Bauten und Anlagen, die dem Nut-
zungszweck dienen. Einstellhallen gemass § 13a
PBV sind zuldssig, sofern sie dem Nutzungszweck

Aufgrund Authebung Ge-
staltungspléne neue Zo-
nendberlagerung
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nicht widersprechen, die Mdglichkeit zur Pflanzung
von Hochstammbaumen geschaffen wird und mit ei-
nem natUrlichen Bodenaufbau von mind. 30 cm
Mé&chtigkeit oder einem retentionswirksamen Aufbau
gleicher Méachtigkeit Uberdeckt sind.

Art. 17 Griinzone Platz (berlagert)

1)

2

3)

4)

Die Uberlagernde Grinzone Platz dient der Siche-

rung von Flachen flr die Aufenthalt- und Freizeitnut-

zung innerhalb des Baugebietes. Sie zahlt zur anre-
chenbaren Grundstticksflache.

Die Flachen sind nach Mdéglichkeit mit strukturieren-

den und schattenspendenden, standortgerechten

Geholzen auszustatten. Befestigte Flachen sind

maglichst sickerfahig auszugestalten.

Zuldssig sind Bauten und Anlagen, die dem Nut-

zungszweck dienen, sowie:

- Einstellhallen geméass § 13a PBV, sofern sie dem
Nutzungszweck nicht widersprechen und die Mog-
lichkeit zur Pflanzung von Hochstammbé&umen ge-
schaffen wird,

- fur die GrundstUckserschliessung notwendige Ver-
kehrsflachen.

Anforderungen und Nutzungszweck pro Platz:

1 Zentraler, 6ffentlich zuganglicher Freiraum, Auf-
enthaltsflache, Sitzgelegenheiten, moglicher Platz
fUr angrenzende Gastronomie, Spielflache, Ein-
zelbdume, Baumreihe, Vordécher.

2 Begegnungsplatz, Aufenthaltsflache, Sitzgele-
genheiten, maglicher Platz fir angrenzende
Gastronomie, Spielflache.

Neue Zone aufgrund
Dorfkernentwicklung

Art. 18  Grlinzone Gewasserraum (iberlagert)

1)

2

Die Uberlagernde Griinzone Gewasserraum be-
zweckt die Freihaltung des Gewasserraums entlang
der Gewasser innerhalb der Bauzonen. Sie zahlt zu
der anrechenbaren Grundstticksflache.

Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c der Gewas-
serschutzverordnung (GSchV).

Art. 16 Grinzone Gr

In der Grlinzone Gewasserraum bestimmt sich die
zuldssige Nutzung nach Art. 41 ¢ der Gewasser-
schutzverordnung des Bundes.

Ubernahme MBZR

Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 25 neu

Art. 17 Zone mit Randbepflanzung Rbe

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 30 neu

Art. 18 Ubriges Gebiet UeG

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 22 neu

Art. 19  Verkehrszone

1)

2)

Die Verkehrszone umfasst Flachen flr den Strassen-
verkehr.

In dieser Zone gelten die Bestimmung der Strassen-
gesetzgebung.

Neue Zone

b) Nichtbauzonen

Art. 20 Landwirtschaftszone

1

)

L)

&

In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen
und bundesrechtlichen Vorschriften.

Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von
Bauten und Anlagen sind so zu wahlen, dass sich
diese gut ins Landschaftsbild und in die bestehende
Bebauung einordnen. Neue landwirtschatftliche Bau-
ten sind méglichst in Hofndhe zu erstellen.

Wertvolle Lebensrdume von Tier- und Pflanzenarten
sind soweit maglich zu erhalten und untereinander zu
vernetzen.

Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IIl.

Art. 19 Landwirtschaftszone Lw

1)

L]

L)

In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen
und bundesrechtlichen Vorschriften. Ausnahmebe-
willigungen richten sich nach Art. 24 RPG und nach
dem Umweltschutzrecht des Bundes.

Fur die landwirtschaftlichen sowie ausnahmsweise
zu bewilligenden anderen Bauten legt die Baukom-
mission die Gebaudedimensionen und Gestaltungs-
auflagen fur eine gute Eingliederung in die land-
schaftliche Umgebung im Rahmen des Baubewilli-
gungsverfahrens fest.

Geologisch-geomorphologische Landschaftsele-
mente von regionaler Bedeutung gemass Inventar

Ubernahme MBZR, neue
Reihenfolge
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sind soweit mdglich zu erhalten. Das Inventar kann
auf der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.

Es gibt keine geologisch-
geomorphologischen Ob-
Jjekte mehr

Art. 21 Ubriges Gebiet A - Verkehrsflache

Das Ubrige Gebiet A - Verkehrsflache umfasst Flachen
fir den Ubergeordneten Strassenverkehr ausserhalb
des Baugebiets.

Neue Zone, Ubernahme
MBZR

Art. 22 Reservezone Art. 18 Ubriges Gebiet UeG Neue Zonenbezeichnung,
" Die Reservezone umfasst Land, dessen Nutzung ' Das Ubrige Gebiet umfasst Land, dessen Nutzung —Ubernahme MBZR
noch nicht bestimmt ist. noch nicht bestimmt ist.
2 |n dieser Zone gelten die Bestimmungen der Land- 2 Bei ausgewiesenem Bedarf kann auf diesem Land
wirtschaftszone. langfristig die Bauzone erweitert werden. Das Einzo-
9 Bei ausgewiesenem Bedarf kann in der Reservezone nungsverfahren gemass PBG bleiot vorbehalten.
|angfrisﬁg die Bauzone erweitert werden. 9 Bis zu einer EinZOnUng in eine Bauzone dlrfen keine
9 Es gt die LArmempfindiichkeitsstufe Il Neubaten erstellt werden.
Die landwirtschaftliche Nutzung bleibt gewahrleistet.
Art. 23  Freihaltezone Gewasserraum (liberlagert) Ubernahme MBZR
" Die Uberlagemde Freihaltezone Gewasserraum be-
zweckt die Freihaltung des Gewasserraums entlang
der Gewasser ausserhalb der Bauzonen.
2 In der Freihaltezone Gewasserraum bestimmt sich
die Nutzung nach Art. 41c der Gewasserschutzver-
ordnung (GSchV) und § 11e der Kantonalen Gewas-
serschutzverordnung (KGSchV).
3 In den im Zonenplan speziell bezeichneten Flachen
innerhalb der Freihaltezone Gewaéasserraum gelten
die Nutzungseinschrankungen von Art. 41¢ Abs. 3
und Abs. 4 GSchV nicht.
Art. 24 Freihaltezone Wildtierkorridor ((iberlagert) Ubernahme MBZR

1

Die Uberlagernde Freihaltezone Wildtierkorridor be-
zweckt die Durchgangigkeit der Landschaft fur Wild-
tiere zu erhalten oder gegebenenfalls wiederherzu-
stellen.

Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-
immungen der Uberlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist zulassig, so-
weit die Durchgangigkeit der Landschaft fur Wildtiere
gewahrleistet ist.

n

L)

Die Errichtung von neuen Bauten und Anlagen ist
nicht zulassig. Als Bauten und Anlagen gelten insbe-
sondere wildtierundurchléassige Zaunungen, Schutz-
netze, Schutzfolien, Einfriedungen und Mauern so-
wie Bauten und Anlagen, welche die Durchgéngig-
keit der Landschaft fur Wildtiere beeintrachtigen.

Ausnahmen kénnen bewilligt werden, wenn die Be-
eintrachtigung durch Massnahmen kompensiert
werden kann und die Durchgangigkeit der Land-
schaft fur Wildtiere funktional ungeschmélert erhalten
bleibt, insbesondere fur:

a

&

Massnahmen zur Verbesserung der Wildlebens-
raume;

=)

land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftungs-
oder Fusswege;

Erweiterungen von bestehenden Bauten und An-
lagen sowie

zonenkonforme Neubauten und Neuanlagen,
wenn die Durchgéngigkeit fur Wildtiere verbessert
oder zumindest nicht verschlechtert wird.

Ko}

s

Art. 25  Deponiezone Hapfere

" Die Deponiezone Hapfere ist ausschliesslich fiir den
Bau und Betrieb einer Deponie Typ A nach Art. 35
Abs. 1 lit. a der Verordnung Uber die Vermeidung und
Entsorgung von Abfallen (VWEA) bestimmt.

Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)

" Die Deponiezone Hapfere ist ausschliesslich fiir den
Bau und Betrieb einer Deponie Typ A nach Art. 35
Abs. 1 lit. a der Verordnung Uber die Vermeidung und
Entsorgung von Abfallen (VVEA) bestimmt.

Anpassungen analog Hil-
disrieden (gleicher Wort-
laut)
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2

L)

&

5)

6)

Die fur den Betrieb der Deponie erforderlichen Bau-
ten und Anlagen, die Erschliessung sowie die End-
gestaltung werden im Deponieprojekt festgelegt, das
vom Regierungsrat und vom Gemeinderat zu bewil-
ligen ist.

Zuléssig sind bis zum Abschluss der Deponie Bauten
und Anlagen fUr artverwandte Tatigkeiten wie die
Aufbereitung von zugefUhrtem unverschmutztem
Aushub- und Aushubmaterial. Andere Bauten und
Anlagen, die nicht in direktem Zusammenhang mit
der Deponie stehen, sind nicht zulassig.

Nach Abschluss der Deponie wird die Deponiezone
wieder der Landwirtschaftszone zugefthrt. Innerhalb
der Deponiezone sind durch Rekultivierung Boéden
mit Fruchtfolgeflachenqualitdt mindestens im glei-
chen Umfang zu schaffen, wie durch die Deponie-
zone bestehende Fruchtfolgeflachen beansprucht
werden. Die bodenrelevanten Arbeiten inklusive
Folgebewirtschaftung sind durch eine bodenkundli-
che Fachperson (BBB) zu Lasten des Deponiebetrei-
bers zu begleiten.

Mit der Deponie sind 6kologische Ausgleichsflachen
im Umfang von mindestens 15 % der Deponieflache
zu schaffen und langfristig zu sichern. Fur den Verlust
bestehender naturnaher Landschaftselemente ist zu-
sétzlicher dkologischer Ersatz zu leisten. Die Mass-
nahmen zur Okologischen Aufwertung sind durch
Fachpersonen zu Lasten des Deponiebetreibers zu
begleiten.

Es qilt die Larmempfindlichkeitsstufe III.

2

L)

&

o

Die fur den Betrieb der Deponie erforderlichen Bau-
ten und Anlagen, die Erschliessung sowie die End-
gestaltung werden im Deponieprojekt festgelegt, das
vom Regierungsrat und vom Gemeinderat zu bewil-
ligen ist.

Bauten und Anlagen, die nicht in direktem Zusam-
menhang mit der Deponie stehen, sind nicht zulés-
Sig.

Nach Abschluss der Deponie wird die Deponiezone
wieder der Landwirtschaftszone zugefthrt. Innerhalb
der Deponiezone sind durch Rekultivierung Béden
mit Fruchtfolgeflachenqualitdt mindestens im glei-
chen Umfang zu schaffen, wie durch die Deponie-
zone bestehende Fruchtfolgeflachen beansprucht
werden. Die bodenrelevanten Arbeiten inklusive
Folgebewirtschaftung sind durch eine bodenkundli-
che Fachperson (BBB) zu Lasten des Deponiebetrei-
bers zu begleiten.

Mit der Deponie sind 6kologische Ausgleichsflachen
im Umfang von mindestens 15 % der Deponieflache
zu schaffen und langfristig zu sichern. FUr den Verlust
bestehender naturnaher Landschaftselemente ist zu-
sétzlicher dkologischer Ersatz zu leisten. Die Mass-
nahmen zur Okologischen Aufwertung sind durch
Fachpersonen zu Lasten des Deponiebetreibers zu
begleiten.

Art. 26  Gefahrenzonen

1)

2

L)

Gefahrdete Gebiete gemass § 146 PBG sind in der
kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie bezeich-
net Gebiete, welche potenziell durch Wasserpro-
zesse gefahrdet sind.

Die Gefahrenzonen haben folgende Bedeutungen:
a) Gefahrenzone blau: Personen sind innerhalb von
Gebauden kaum gefahrdet, jedoch ausserhalb

davon. Mit Schaden an Bauten ist zu rechnen, je-
doch sind plétzliche Gebaudezerstérungen in
diesem Gebiet nicht zu erwarten, falls gewisse
Auflagen bezlglich Bauweise beachtet werden.

b) Gefahrenzone gelb: Personen sind kaum gefahr-
det. Mit geringen Schaden an Bauten bzw. mit
Behinderungen ist zu rechnen. Es kénnen aber
erhebliche Sachschéden auftreten, insbesondere
bei Uberschwemmungen.

Im Bereich der Bauzonen gibt es in Rain keine Ge-

fahrenzonen.

Der Gemeinderat formuliert, gestitzt auf eine Beur-
teilung der konkreten Gefahrensituation, im Rahmen
des Baubewiligungsverfahrens, soweit noétig, ent-
sprechende Auflagen bzgl. baulicher Vorkehrungen
zur Gefahrenabwehr.

Art. 18a Naturgefahren

1)

)

L)

4

Gefahrdete Gebiete gemass § 146 PBG sind in der
kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie bezeich-
net Gebiete, welche potenziell durch Wasserpro-
zesse gefahrdet sind.

Die Gefahrenhinweiskarte (Uber das ganze Gemein-
degebiet), und die Gefahrenkarte (Uber Siedlungsge-
biete und siedlungsnahe Gebiete) liegen bei der Ge-
meindeverwaltung zur Einsicht auf.

Die Gefahrenzonen haben folgende Bedeutungen:

o Gefahrenzone blau: Personen sind innerhalb von
Gebauden kaum gefahrdet, jedoch ausserhalb
davon. Mit Schaden an Bauten ist zu rechnen, je-
doch sind plétzliche Gebaudezerstérungen in
diesem Gebiet nicht zu erwarten, falls gewisse
Auflagen bezlglich Bauweise beachtet werden.

o Gefahrenzone gelb: Personen sind kaum geféhr-
det. Mit geringen Schaden an Bauten bzw. mit
Behinderungen ist zu rechnen. Es kénnen aber
erhebliche Sachschaden auftreten, insbesondere
bei Uberschwemmungen.

Im Bereich der Bauzonen gibt es in Rain keine Ge-

fahrenzonen.

Der Gemeinderat formuliert, gestitzt auf eine Beur-
teilung der konkreten Gefahrensituation, im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens, soweit nétig, ent-
sprechende Auflagen bzgl. baulicher Vorkehrungen
zur Gefahrenabwehr.

Unverénderte Uber-
nahme

Auch online abrufbar

Art. 20 Landschaftsschutzzone LS

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 28 neu

¢) Schutzzonen und Schutzobjekte

Art. 27 Naturschutzzone

1)

Die Naturschutzzone bezweckt den Schutz und die
Aufwertung ©Okologisch besonders wertvoller Le-
bensraume fur schutzwirdige Pflanzen und Tiere so-
wie Naturstandorte.

Art. 21 Kommunale Naturschutzzone NS

1)

Die kommunale Naturschutzzone bezweckt den
Schutz und die ungeschmaélerte Erhaltung 6kolo-
gisch wertvoller Naturstandorte.

Anpassungen resp. Um-
formulierungen geméass
MBZR, neue Reihenfolge,
inhaltlich wenige Ande-
rungen
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2 Neue Bauten und Anlagen sowie die Erweiterung, die

Anderung und der Wiederaufbau bestehender Bau-
ten und Anlagen sind nicht zuldssig. Wenn beste-
hende Bauten und Anlagen die zu schitzenden Le-
bensraume beeintrachtigen, ordnet die Baukommis-
sion ihre Beseitigung an. Der Unterhalt bestehender
Bauten und Anlagen ist im Rahmen der Bestandes-
garantie gewdhrleistet.

Nicht zulassig sind insbesondere:

E)

das Aufstellen von Zelten, Wohnwagen, Kleinbau-
ten und dergleichen,

Terrainverdnderungen (Abgrabungen, Aufschit-
tungen, Materialablagerungen und -abbau),

das Entfernen von Kleinstrukturen und besonde-
ren Lebensraumnischen

z

Ko}

=

Entwasserungen oder andere Veranderungen des
Wasserhaushaltes,

das Ausgraben, Entfernen und Zerstdren von
standortgerechten einheimischen Pflanzen und
Pflanzenbestanden sowie das Aufforsten oder An-
legen neuer Baumbestande im Offenland,

o

 das Stéren, Fangen oder Téten von Tieren, vorbe-
haltlich der Bestimmungen Uber die Jagd und Fi-
scherei,

9 Sport- und Freizeitveranstaltungen und Sportanla-
gen, Reiten neben den Reitwegen bzw. Ubrigen
Wegen,

N der private und gewerbliche Gartenbau,

) das Betreten der Gebiete abseits der offiziellen
Wege im Offenland — ausgenommen flr die Be-
wirtschaftung, Pflege und Aufsicht.

Ausnahmen von den Zonenvorschriften kénnen be-

willigt werden:

@ im Interesse der Schutzziele, oder

wenn ausserordentliche Verhéltnisse vorliegen

und die Anwendung der Schutzvorschriften nicht

zumutbar ist; die Schutzziele diirfen nicht wesent-
lich beeintrachtigt werden, oder

fUr notwendige Versorgungsleitungen.

b)

9

Wo eine landwirtschaftliche Nutzung oder Pflege vor-
gesehen ist, muss die Vegetation einmal pro Jahr ge-
schnitten werden, das Schnittgut ist abzufihren. Die
Feuchtgebiete durfen frihestens Mitte September,
die Trockengebiete frihestens Mitte Juli geschnitten
werden. Dingung, Beweidung und Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln sind verboten. Abweichende
Bestimmungen sind in Vereinbarungen zwischen
dem Kanton und den Bewirtschafterinnen und Be-
wirtschaftern oder in Verflgungen festzulegen. Sie
durfen dem Schutzzweck nicht widersprechen.

8 Der Gemeinderat kann den Schutz weiterer Natur-

schutzzonen in kommunalen Schutzverordnungen
oder in Vertragen festlegen.

7 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe II.

2

@

&

5)

6)

7

8)

Neue Bauten und Anlagen sowie Erweiterung, Um-
bau, Zweckanderung und Wiederaufbau bestehen-
der Bauten und Anlagen sind nicht zuldssig. Wenn
bestehende Bauten und Anlagen die zu schitzenden
Lebensrdume beeintrachtigen, ordnet die Baukom-
mission ihre Beseitigung an. Es durfen weder Zelte,
Wohnwagen oder andere Provisorien noch Kleinbau-
ten (Materialkisten, Cheminéeanlagen) oder derglei-
chen aufgestellt werden.

Nicht zulassig sind insbesondere:

e Terrainveranderungen (Abgrabungen, Aufschit-
tungen, Materialablagerungen und -abbau);

e Entwasserungen;

e Erstellung von neuen Wegen, Erholungseinrich-
tungen und Leitungen;

o Ausgraben oder Zerstdren von standortgerechten
einheimischen Pflanzen;

o Aufforsten oder Anlegen neuer Baumbestande;

e Ausbringen von Dungern oder anderen Hilfsstof-
fen wie Herbizide oder Pestizide (Ausnahmen im
Rahmen der Pflegevertrage maglich);

o Gelandesportanlagen wie Motocross, Orientie-
rungslaufe und dergleichen;

o Betreten der Gebiete neben den vorhandenen
Wegen;

o Reiten neben den Reitwegen bzw. Ubrigen We-
gen.

Auf Flachen, fur welche eine landwirtschaftliche Nut-

zung bzw. Pflege nétig und sinnvall ist, gelten fol-

gende Nutzungsbestimmungen:

Die Vegetation ist einmal pro Jahr zu schneiden; das
Schnittgut ist abzuflhren. Die Feuchtgebiete sind im
Zeitraum von Mitte September bis Mitte Februar zu
mahen. Die Trockengebiete durfen friihestens Mitte
Juli geschnitten werden. Séamtliche Ubrigen landwirt-
schaftlichen  Bewirtschaftungsmassnahmen  sind
verboten. Abweichende Bestimmungen sind mittels
Bewirtschaftungsvereinbarungen oder durch Verfu-
gungen festzulegen. Sie dUrfen dem Schutzzweck
nicht widersprechen.

Nutzung und Pflege im Sinn von Absatz 1 - 4 wer-

den, wo nétig, vom Gemeinderat in Vertragen mit

den Bewirtschaftern resp. den Grundeigentimern

oder in Verflgungen festgelegt (siehe § 27 NLG). Fur

die 6kologische Aufwertung der Naturschutzzonen

erstellt der Gemeinderat fachlich abgestutzte Kon-

zepte.

Die Entschéadigung fur die Pflegemassnahmen und

Ertragsausfélle richtet sich nach den kantonalen

Bestimmungen.

Ausnahmen von den Zonenvorschriften kénnen ge-

macht werden:

3 im Interesse der Schutzziele oder

b wenn ausserordentliche Verhéltnisse vorliegen
und die Anwendung der Schutzvorschriften nicht
zumutbar ist.

Die Schutzziele durfen nicht beeintrachtigt werden.

Art. 28 Landschaftsschutzzone (lberlagert)

1

Die Uberlagernde Landschaftsschutzzone bezweckt
die grossraumige Erhaltung besonders schéner und
empfindlicher Landschaftsteile und Lebensraume flr
Pflanzen und Tiere in ihrer natdrlichen Dynamik sowie
geologisch-geomorphologischer  Landschaftsele-
mente (Geotope) in ihrer ganzheitlichen Erscheinung.
Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-

immungen der Uberlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung ist gewéhrleistet.

Art. 20 Landschaftsschutzzone LS

1)

)

Die Landschaftsschutzzone bezweckt die grossrau-
mige Erhaltung besonders schéner und empfindli-
cher Landschaftsteile und Lebensraume flr Pflanzen
und Tiere in ihrer natUrlichen Dynamik. Sie ist eine
Uberlagernde Zone.

Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Best-
immungen der Uberlagerten Zone. Die land- und
forstwirtschaftliche Nutzung ist gewahrleistet.

Unveréanderte Uber-
nahme, neue Reihenfolge
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L)

o

Bauten und Anlagen haben sich den landschaftli-
chen Gegebenheiten unterzuordnen. Sie sind in Pro-
portion, Form, Farbe und Material unauffallig ins
Landschaftsbild einzufigen. Die Baukommission
kann fur Bauten und Anlagen, die zur Bewirtschaf-
tung des Landes unabdingbar sind (z.B. Hagelnetze),
Ausnahmen gewahren.

Massnahmen, die zu Veranderungen der Gelande-
form und zu einer Verarmung der Landschaft fihren,
sind nicht gestattet. Insbesondere sind untersagt:
Planierungen, Aufflillungen von Grében, Abstossen
von Bodschungen, Begradigung von Waldréandern.
Aufforstungen durfen die Waldrandlange nicht verrin-
gern.

Sind Eingriffe in empfindliche Landschaftsteile, Le-
bensraume und Geotope notwendig und standort-
gebunden, ist mindestens gleichwertiger Ersatz zu
leisten.

3)

Bauten und Anlagen haben sich den landschaftli-
chen Gegebenheiten unterzuordnen. Sie sind in Pro-
portion, Form, Farbe und Material unauffallig ins
Landschaftsbild einzufigen. Die Baukommission
kann fur Bauten und Anlagen, die zur Bewirtschaf-
tung des Landes unabdingbar sind (z.B. Hagelnetze),
Ausnahmen gewahren.

Massnahmen, die zu Veranderungen der Gelande-
form und zu einer Verarmung der Landschaft fihren,
sind nicht gestattet. Insbesondere sind untersagt:
Planierungen, Aufflillungen von Grében, Abstossen
von Bodschungen, Begradigung von Waldréandern.
Aufforstungen durfen die Waldrandlange nicht verrin-
gern.

Art. 29  Naturobjekte

1

)

L)

&

o

o

)

Die im Zonenplan bezeichneten Naturobjekte (Einzel-
baume, Baumreihen, Randbepflanzung, Hecken,
Feldgeholze, Uferbestockungen) sind zu erhalten
und zu pflegen. Bei ihrem Abgang sind sie durch die
Eigentlimerschaft zu ersetzen.

Wird ein Uberwiegendes Interesse an der Verande-
rung oder Beseitigung eines Naturobjektes nachge-
wiesen, kann die Baukommission eine entspre-
chende Bewiligung mit der Auflage erteilen, dass in
der unmittelbaren Umgebung gleichwertiger Ersatz
geschaffen wird.

Von den Naturobjekten Einzelbaum (gemass Natur-
schutzverordnung) im  Siedlungsgebiet sind ab
dusserer Begrenzungslinie der Baumstdmme bei
baulichen Veranderungen ein Abstand von 4.0 m ein-
zuhalten (ausgenommen Fusswege). Vorbehalten
bleibt die Einhaltung weitergehender Abstandsvor-
schriften.

Die Baukommission kann innerhalb des Baugebiets
Ausnahmen von den Abstdnden geméss Abs. 3 ge-
wahren, wenn der Fortbestand des Baumes dadurch
nicht gefahrdet wird.

Ausserhalb des Siedlungsgebiets gilt entlang von
Naturobjekten ein Abstand von 3.0 m ab Stamm
resp. ab Verbindungslinie der dussersten Baume und
Bestockungen. Vorbehalten bleiben die Gewasser-
abstandsvorschriften geméss §§ 5 und 6 Wasser-
baugesetz (WBG).

Im Schutzbereich nach Abs. 5 gelten folgende Nut-
zungsbeschrankungen:

@ Abgrabungen, Aufschittungen, Deponien, Mau-
ern und Verkehrsanlagen (ausgenommen land-
wirtschaftliche Bewirtschaftungs- und Fusswege)
sowie kunstliche Bodenbedeckungen (Belage)
sind untersagt.

Die Errichtung von Bauten (inkl. Kleinbauten) ist
untersagt.

Der Schutzbereich darf nur als Mahwiese oder
Weide genutzt werden (Ackerbau, Gartenbau
usw. sind untersagt).

Innerhalb des Schutzbereichs ist die Dingung je-
der Art untersagt.
Der Gemeinderat kann den Schutz weiterer Naturo-
bjekte in kommunalen Schutzverordnungen oder in
Vertragen festlegen.

=)

Ko}

=

Art. 32 Naturobjekte (Hecken, Feldgehdlze, Uferbe-
stockungen, Béche) *

1)

n

L)

&

Von den Naturobjekten im Siedlungsgebiet (obere
Bdschungskante resp. Verbindungslinie der dussers-
ten Stamme und Bestockungen) sind folgende Ab-
stdnde einzuhalten:

e 4 m fur Abgrabungen, Aufschittungen, Ablage-
rungen und Verkehrsanlagen (ausgenommen
Fusswege),

e 8 m fur Hochbauten.

Vorbehalten bleibt die Einhaltung weitergehender

Abstandsvorschriften.

Ausserhalb des Siedlungsgebiets gilt entlang von
Naturobjekten folgender Schutzbereich:

o Bei Uferbepflanzungen und Hecken 3 m ab
Stamm resp. ab Verbindungslinie der &ussersten
B&ume und Bestockungen.

e an unbestockten, offenen Gewassern 5 m ab
oberer Bachbdschungskante.

Vorbehalten bleiben die Gewasserabstandsvor-

schriften geméss §§ 5 und 6 Wasserbaugesetz

(WBG).

In diesem Schutzbereich gelten folgende Nutzungs-

beschréankungen:

e Abgrabungen, Aufschittungen, Deponien, Mau-
ern und Verkehrsanlagen (ausgenommen land-
wirtschaftliche Bewirtschaftungs- und Fusswege)
sowie klnstliche Bodenbedeckungen (Belage)
sind untersagt.

e Die Errichtung von Bauten (inkl. Kleinbauten) ist
untersagt.

e Der Schutzbereich darf nur als Mahwiese oder
Weide genutzt werden (Ackerbau, Gartenbau
usw. sind untersagt).

¢ Innerhalb des Schutzbereichs ist die DUngung je-
der Art untersagt.

Der Gemeinderat kann den Schutz weiterer Naturo-

bjekte in kommunalen Schutzverordnungen oder in

Vertragen festlegen.

* Hecken und Feldgehdlze sind aufgrund der Verord-
nung zum Schutze der Hecken und Feldgehdlze ge-
schitzt. Uferbestockungen sind aufgrund von § 10
WBG geschuitzt.

Neue Reihenfolge, Uber-
nahme des bisherigen
Artikels mit Anpassungen
gemédss MBZR

Art. 30  Naturobjekt Randbepflanzung

Art. 17 Zone mit Randbepflanzung Rbe

Neue Reihenfolge, unver-
dnderte Ubernahme, ist
keine Zone sondern Linie
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An Zonenrandern gemass Zonenplan muss zur land-
schaftlichen Eingliederung von Bauten und Anlagen
eine gruppenweise oder heckenartige Randbepflan-
zung realisiert werden.

Die Baubewilligung fur wesentliche Umbauten und
die Bezugsbewilligung von Neubauten wird von der
Baumkommission erst erteilt, wenn im Zonenbereich
eine Bepflanzung mit Hochstdmmen und gegebe-
nenfalls Strauchern einheimischer und standortge-
rechter Arten erstellt ist.

In der Regel ist die Bepflanzung innerhalb der Zonen-
grenze auf Kosten der Grundeigentimer anzulegen.

Der Bepflanzungsplan bedarf der Bewiligung der
Baukommission.

Die periodische Pflege wie Ruckschnitt, Ersatzpflan-
zungen usw. ist durch den EigentUmer auf eigene
Kosten durchzufthren.

L)

@

&

o

" An Zonenrandern geméass Zonenplan muss zur land-
schaftlichen Eingliederung von Bauten und Anlagen
eine gruppenweise oder heckenartige Randbepflan-
zung realisiert werden.

Die Baubewilligung fur wesentliche Umbauten und
die Bezugsbewilligung von Neubauten wird von der
Baumkommission erst erteilt, wenn im Zonenbereich
eine Bepflanzung mit Hochstdmmen und gegebe-
nenfalls Strauchern einheimischer und standortge-
rechter Arten erstellt ist.

In der Regel ist die Bepflanzung innerhalb der Zonen-
grenze auf Kosten der Grundeigentimer anzulegen.
Der Bepflanzungsplan bedarf der Bewiligung der
Baukommission.

Die periodische Pflege wie Ruickschnitt, Ersatzpflan-
zungen usw. ist durch den EigentUmer auf eigene
Kosten durchzufthren.

L)

@

&

o

Art. 22 Archéologische Fundstellen AFS

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 42

Art. 23 Larmbelastete Gebiete

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 47

6. Bebauungsplan

IV. Sondernutzungsplanung

7. Gestaltungsplan

Art. 31  Freiwilliger Gestaltungsplan
)

Fur freiwillige Gestaltungsplane gelten die Vorgaben
gemass § 75 Abs. 2 PBG.

Die Minimalflache fur einen Gestaltungsplan, bei dem
vom Zonenplan und vom Bau- und Zonenreglement
im Rahmen von § 75 Abs. 2 PBG abgewichen wer-
den kann, betragt in allen Zonen 3’000 m?. Der Ge-
staltungsplan kann zonenubergreifend sein.

Der Gemeinderat kann Abweichungen gemass Abs.
2 je nach dem Masse gewahren, in dem die Anfor-
derungen aus § 75 Abs. 3 PBG erflillt sind. Grund-
voraussetzung fur eine Erhdhung um mehr als 5 %
ist die Erflllung der Anforderungen an den Ener-
giebonus gemass § 14 PBV.

)

L)

&

Von motorisierten Fahrzeugen befahrene Flachen
und arealintere Wegverbindungen kénnen nicht als
Mehrleistung im Sinne von § 75 Abs. 3 lit. ¢ ange-
rechnet werden, um Abweichungen im Sinne von
§ 75 Abs. 2 bzw. Absatz 4 zu gewdahren.

Mit dem Gestaltungsplan ist gleichzeitig ein Plan fur
die Gestaltung der Umgebung einzureichen.

o

Art. 24 Ergénzende Gestaltungsplanbestimmungen

" Die Mindestflache fir einen Gestaltungsplan, bei
dem vom Zonenplan und BZR im Rahmen von § 75,
Abs. 2 PBG abgewichen werden kann (AZ-Bonus,
Mehrhdhen etc.), betragt 4’000 m2.

2 Der Gemeinderat kann im Rahmen von Gestaltungs-
planen Ausnahmen von den offentlich-rechtlichen
Bauvorschriften gestatten, wenn:

3 die geplante Uberbauung gegeniiber der Normal-
bauweise wesentliche Vorteile aufweist,
b gs sich um eine siedlungsgerechte, architekto-
nisch und wohn-hygienisch qualititsvolle Uber-
bauung handelt, die sich gut in die bauliche und
landschaftliche Umgebung eingliedert,
siedlungsdkologische Anforderungen (wie nach-
haltige Energienutzung, Minergiestandard, Nut-
zung von Alternativenergien, Regenwassernut-
zung, Versickerungs- und Retentionsanlagen
usw.) optimal erflllt werden,
konzeptionelle Massnahmen zum Schutz vor Lar-
mimmissionen getroffen sind,
grossere zusammenhangende Grunflachen (auch
Extensivflachen, Biotope usw.) und viele Baume
vorgesehen sind und verkehrsabseits gelegene
Spielplatze und andere Freizeitanlagen (wie Klein-
kinderspielplatze, Spielwiesen, Allwetterspielfeld,
Gemeinschaftsanlagen usw.) fur Kinder und Ju-
gendliche von mindestens 20% der anrechenba-
ren Geschossflachen der Wohnbauten erstellt
werden,
die Flachen fur den Fussganger- und Fahrverkehr
sowie die vorgeschriebenen Abstellflachen flr
Fahrzeuge (inkl. Garagen) zweckmassig angelegt
werden,
Fussganger und Fahrverkehr so gut als moglich
getrennt werden, oder der Fahrverkehr zuguns-
ten der Fussgénger wesentlich eingeschrankt
wird.
3 Der Gemeinderat kann eine besondere Griinraum-
planung verlangen.

o

e

o

)

Vereinfachung: Vorgaben
zur GP-Pflicht und freiwil-
ligen GP in zwei separate
Artikel unterteilt.
Freiwilliger GP bereits ab
2'000 m2 maéglich: Flexi-
bilitét bei eher starrem
Uz/GH-System erhéhen

Abs. 2 alt: Wird durch
PBG geregelt

Abs. 3 neu: Anreiz Ener-
gie

Abs. 4 neu: Gibt Bei-
spiele aus der Vergan-
genheit, welche dies er-
maglicht haben

Neu Abs. 5 (Standard)
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4 In den Sonderbauvorschriften der Gestaltungsplane — Wird durch das Energie-
ist ein Energiekonzept festzulegen, das den Energie-  gesetz abgedeckt
bedarf verbindlich regelt und den Anteil erneuerbarer
Energien auf mindestens 30% festlegt.

9 Je nach dem Masse, in dem der Gestaltungsplan die
Voraussetzungen von Abs. 2 und 4 erflillt, kann der st geméss PBG geregelt

o

]

Gemeinderat zur zonengemassen Ausnitzung einen
Zuschlag von 1% bis héchstens 15% gewahren.

FUr insgesamt 50% der anrechenbaren Geschossfla-
chen darf die zonengeméasse Geschosszahl um
hoéchstens 1 Vollgeschoss erhdht werden. Ausge-
nommen davon sind die Zonen W2%2, W2-a, W2-b
und WG25, in denen kein zusatzliches Vollgeschoss
zuldssig ist.

Die Geltungsdauer richtet sich nach § 80 PBG (Pla-
nungs- und Baugesetz).

Im Sinne der Innenent-
wicklung soll zukinftig
von dem abgesehen wer-
den.

Ubergeordnet geregelt

Art. 32 Gestaltungsplanpflicht

" In den im Zonenplan speziell bezeichneten Gebieten
darf nur im Rahmen eines Gestaltungsplanes im
Sinne von § 75 Abs. 1 PBG gebaut werden.

2 Ziele und Anforderungen sind in Anhang 4 aufgelis-
tet. Der Gemeinderat kann Abweichungen gemass §
75 Abs. 1 je nach dem Masse gewéhren, in dem die
Ziele und Anforderungen aus Anhang 4 erflllt sind.
Grundvoraussetzung flr eine Erhéhung um mehr als
5 % ist die Erflllung der Anforderungen an den Ener-
giebonus gemass § 14 PBV.

3 Fur Abweichungen von mehr als 10 % auf die Ge-
samthdhe und die UZ gemass § 75 Abs. 1 PBG ist
Uber ein qualitatssicherndes Verfahren der Nachweis
wesentlicher Vorteile gegentber der Normalbauwei-
se sowie einer guten Eingliederung zu erbringen.
Dazu ist ein Konkurrenzverfahren (Wettbewerb oder
Studienauftrag mit mindestens drei Teams) vorzuse-
hen. In begriindeten Fallen kann der Gemeinderat
auch ein einfaches, begleitetes Verfahren mit nur ei-
nem Team und Qualitatssicherung durch unabhan-
gige Fachpersonen zulassen. Die Kosten gehen zu
Lasten des Bauherrn. Die Auswahl der Teams ist Sa-
che des Bauherrn. Neben der Eigentimerschaft ist
die Gemeinde angemessen in der Jury vertreten
(mindestens je eine Vertretung aus Gemeinderat und
Baukommission). Zusatzlich sind, in Absprache mit
der Gemeinde 2-3 unabhangige Fachjuroren einzu-
setzen.

Anreiz Energie

Maximaler Bonus ist
gross: Bei maximaler
Ausschdpfung muss
qualitatives Verfahren
nachgewiesen werden

8. Planungszone

B. Landumlegung und Grenzregulierung

Landumlegung

Grenzregulierung

C. Ubernahmepflicht, Entschéadigungen,
Beitrage

|. Ubernahmepflicht

Il. Entschadigungen

Ill. Beitrage

V. Bauvorschriften D. Bauvorschriften
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[. Allgemeine Bestimmungen

Art. 33  Gesamt- und Fassadenhthe

" Die maximal zuléssige Gesamthohe ist flr jede Zone
in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Sie ist ab-
hangig von der Dachform.

@ Fir Bauten mit Flachdach oder Pultdach gilt der
Grundwert.

Umsetzung PBG/IVHB

® Fir Schréagdachbauten mit First im mittleren Drit-
tel' gilt am First die maximale Gesamthohe. Die
traufseitige Fassadenhohe darf den Grundwert
nicht Ubersteigen.

Fur Bauten, welche die UZ-c beanspruchen, redu-

zieren sich die entsprechenden Werte (Grundwert,
maximale Gesamthdhe) um 3.0 m.

L)

L)

Bei Abgrabungen von mehr als 1.0 m reduziert sich
die zuléssige Fassaden- und Gesamthéhe am ent-
sprechenden Punkt um das 1.0 m Ubersteigende
Mass der Abgrabung. Nicht darunter fallen Einstell-
hallen-Zufahrten bis zu einer Breite von max. 6.0 m
und einer Héhe von max. 3.0 m oder Kkleinere Ter-
rainvertiefungen fur einzelne Hauseingédnge sowie die
jeweils zugehdrigen, technisch notwendigen Bo-
schungseinschnitte. Diese durfen nicht als zusatzli-
ches, talseitiges Geschoss in Erscheinung treten.
Bergseitige Abgrabungen von mehr als 3.0 m sind
nicht zulassig.

Art. 34 Fassadenh&he bei Schrdgdachbauten mit Umsetzung PBG/IVHB
erhéhter UZ (UZ-b)

Bei Schragdachbauten, welche die erhdhte UZ-b be-

anspruchen, muss die maximale, traufseitige Fassa-

denhohe auf zwei gegenUberliegenden Seiten min-

destens 1.5 m unter dem (Grundwert) liegen.

Art. 35 Gesamt- und Fassadenhd&he bei Flach-
dachbauten mit erhdhter UZ (UZ-b)
Flachdachbauten, welche die erhdhte UZ-b bean-
spruchen, mussen folgende Bedingungen erflllen:

3 Gesamt- und Fassadenhohe liegen mindestens
1.5 m unter dem Grundwert oder

Umsetzung PBG/IVHB

b das oberste Geschoss darf in seiner Grundflache
und Erscheinung maximal 2/3 der Grundflache
des darunterliegenden Geschosses betragen. Auf
der rlckversetzten Seite mussen die obersten
Punkte der Brustung mindestens 1.5 m unterhalb
der Dachkonstruktion des obersten Geschosses
liegen.

a) Erschliessung Il. Erschliessung

Art. 36  Parkfelder fUr Fahrzeuge

" Bei Neubauten, Nutzungsénderungen und grésse-
ren Umbauten, die Verkehr erzeugen, hat der Bau-
herr auf privatem Grund ausreichende Parkfelder fur
Autos, Motorrader, Mopeds, Velos usw. zu schaffen.

2 Der Garagenvorplatz zahlt nicht als Abstellflache.

3 Die Baukommission setzt die Mindestzahl der Park-
felder fUr Autos im Zusammenhang mit der Erteilung
der Baubewiligung unter BerUcksichtigung folgen-

Art. 25 Abstellflachen fUr Fahrzeuge

" Bei Neubauten, Nutzungsénderungen und grésse-
ren Umbauten, die Verkehr erzeugen, hat der Bau-
herr auf privatem Grund ausreichende Ein- und Ab-
stellflachen (fir Autos, Mopeds, Velos usw.) zu
schaffen.

Der Garagenvorplatz zahlt nicht als Abstellflache.

Die Baukommission setzt die Mindestzahl der Auto-
abstellplatze im Zusammenhang mit der Erteilung

Angleichung der Begriffe
an VSS-Norm 40 281

n

@«

der Normen fest:

@ Bei Ein- und Zweifamilienhdusern fir Bewohner
und Besucher 2 Parkfelder pro Wohnung.

der Baubewiligung unter Berlcksichtigung folgen-
der Normen fest:

@ Bei Ein- und Zweifamilienhausern fir Bewohner
und Besucher 2 Abstellplétze pro Wohnung.

' Mittleres Drittel zwischen den projizierten Fassadenlinien
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® Bei Mehrfamilienhzusern ab 3 Wohnungen fir Be-
wohner 1 Parkfeld pro Wohnung mit bis zu 2.5
Zimmer, 1.5 Parkfelder pro grossere Wohnung
und zusétzlich folgende Anzahl Besucherpark-
platze:
—  bei 3 bis 10 Wohnungen: 0.5 Park-
feld/Wohnung
—  Dbei 11 und mehr Wohnungen: 0.4 Park-
feld/Wohnung.
Die Besucherparkfelder mussen offentlich
zuganglich sein und ihrem Zweck dauernd
erhalten werden.

Fur alle weiteren Nutzungen und fir Bauten mit
grésserem Publikumsverkehr bestimmt die Bau-
kommission die Zahl der erforderlichen Parkfelder
gemass VSS-Normen (Schweizerischer Verband
der Strassen- und Verkehrsfachleute).

Im Rahmen eines Mobilitdtskonzepts kann der Ge-
meinderat eine etappenweise Realisierung der Park-
felder bewilligen oder die Mindestzahl aus Abs. 3 re-
duzieren, wenn besondere Griinde dies rechtferti-
gen. Dazu z&hlen insbesondere der Schutz des Orts-
bildes, Nutzungen mit nachhaltig geringem Ver-
kehrsaufkommen wie Alterswohnungen sowie die
Realisierung energieeffizienter Bau- und Nutzungs-
konzepte im Sinne der 2000-Watt-Gesellschaft.

Ko}

b Bei Mehrfamilienh&usermn ab 3 Wohnungen fir
Bewohner 1.5 Abstellplatze pro Wohnung und
zusétzlich folgende Anzahl Besucherparkplatze:
—  bei 3 bis 10 Wohnungen: 0.5 Abstell-
platze/Wohnung

—  bei 11 und mehr Wohnungen: 0.4 Abstell-
platze/Wohnung.
Die Besucherparkplatze mussen 6ffentlich
zuganglich sein und ihrem Zweck dauernd
erhalten werden.

o Fir alle weiteren Nutzungen und flr Bauten mit
grésserem Publikumsverkehr bestimmt die Bau-
kommission die Zahl der erforderlichen Abstell-
platze gemass VSS-Normen (Schweizerischer
Verband der Strassen- und Verkehrsfachleute).

Ergénzung Reduktion der
Parkfelder bei Kleinwoh-
nungen

Abweichung nach unten
bei der Anzahl Parkfelder
in begriindeten Féllen mit
einem Mobilitdtskonzept
maglich

Art. 37

1)

n

L)

o

Ersatzabgabe

Kann aus einem zwingenden Grund die erforderliche
Anzahl Parkfelder nicht realisiert werden, so erhebt
der Gemeinderat flr die fehlende Anzahl eine einma-
lige, zweckgebundene Ersatzabgabe.

Die Ersatzabgabe pro fehlende Abstellflache betragt
CHF 20°000.

Die Ersatzabgabe ist innert 30 Tagen nach Eintritt der
Rechtskraft der Baubewilligung zu bezahlen.

Der Gemeinderat kann beim 6kologisch begrinde-
ten und bewussten Verzicht auf die Erstellung von
Abstellplatzen ausnahmsweise auf die Erhebung der
Ersatzabgabe teilweise oder vollstandig verzichten.

Wird im Rahmen eines Mobilitdtskonzepts geméass
Art. 36 Abs. 4 die Anzahl Parkfelder reduziert, so ist
bis zu einer max. Reduktion von 20 % keine Ersatz-
abgabe zu leisten.

Art. 26 Ersatzabgabe

1)

n

@

&

Kann aus einem zwingenden Grund die erforderliche
Anzahl Abstellflachen nicht realisiert werden, so er-
hebt die Gemeinde gestutzt auf den Entscheid des
Gemeinderates fur die fehlende Anzahl eine einma-
lige, zweckgebundene Ersatzabgabe.

Die Ersatzabgabe pro fehlende Abstellflache betragt
Fr. 7°000.-- (Kostenstand 01.01.2002), angepasst
an den Zurcher Wohnbaukostenindex.

Die Ersatzabgabe ist innert 30 Tagen nach Eintritt der
Rechtskraft der Baubewilligung zu bezahlen.

Die Baukommission kann beim ékologisch begriin-
deten und bewussten Verzicht auf die Erstellung von
Abstellplatzen ausnahmsweise auf die Erhebung der
Ersatzabgabe teilweise oder vollstandig verzichten.

Angepasster Betrag

[Il. Abstande

Art. 27 Strassenabstande

FUr Strassenabstande sind das Strassenreglement
der Gemeinde und die Bestimmungen des Strassen-
gesetzes (StrG) massgebend.

Art. 27 durch tbergeorad-
netes Recht abgedeckt

IV. Vollgeschoss, Gebaude- und Firsthéhe

Art. 28 Untergeschosse, Kniestockhthe, Dachfirst-
hohe

1)

2

Die zulassigen Hohenmasse ergeben sich im Sinne

von § 139 PBG.

Wird die zuldssige Zahl der Vollgeschosse erreicht,

gelten fur das Untergeschoss und die Dach- oder At-

tikageschosse folgende Masse:

@ Das Untergeschoss darf talseits hochstens 2.70
m Uber das gewachsene Terrain herausragen
und héchstens 3.00 m sichtbar sein.

b Dachgeschosse generell:

o Kniestockhdhe: hdchstens 0.90 m
o Dachfirsthdhe:
— in W2-Zonen: héchstens 4.00 m

Wird ersetzt durch neue
Art. 33 - Art. 35 und Art.
38
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— in allen Ubrigen Zonen: héchstens 5.00 m.

9 Dachgeschosse mit Pultdéchern:
¢ Kniestockhdhe fassadenblindig: hdchstens

2.00 m

o Dachfirsthdhe: hdchstens 3.50 m.

9 Attikageschosse und Dachgeschosse mit Pultda-
chern mussen an einer Fassadenfront um mind.
2.00 m zurlickversetzt sein, in geneigtem Ge-
l&nde betrifft dies die talseitige Fassadenfront.

e Allgemein geltende Massvorschriften:

o Betragt die Dachfirsthdhe mehr als 2.00 m, ist
der Dachfirst bei allen Dachformen mindestens
2.00 m hinter die Fassade des Vollgeschosses
zurlickzuversetzen.

o Bei Flachdachbauten darf die geschlossene
Bristung die zulassige Gebaudehdhe um
héchstens 1 m Uberschreiten.

Istim Rahmen der Zonenbestimmungen das oberste

Vollgeschoss als voll ausgebautes Dachgeschoss zu

gestalten (Art. 8, 9, 10 und 13), so gelten folgende

Masse:

@ Dachgeschosse generell
o Kniestockhdhe: hdchstens 1.70 m
e Dachfirsthohe: héchstens 5.00 m

® Dachgeschosse mit Pultdachern
o Kniestockhdhe fassadenblindig: héchstens

2.50m

o Dachfirsthdhe: héchstens: 3.50 m

Flachdéacher und flach geneigte Dacher bis 5 Grad
Neigung, die nicht als Terrassen genutzt werden,
sind unter Beachtung der gangigen Richtlinien und
unter Verwendung von einheimischem, standorttypi-
schem Saatgut extensiv zu begriinen. Bei Kleinfla-
chen sowie in begriindeten Féllen kann die Baukom-
mission Ausnahmen bewilligen.

Abs. 4 neu in neuem Art.
38 Abs. 4

b) Schutz des Orts- und Landschaftsbildes

V. Schutz des Orts- und Landschaftsbildes

Art. 38 Dachgestaltung

1)

2

3)

&

o

Décher sind in Form, Neigung, Farbe und Materiali-
sierung so zu gestalten, dass sie eine ruhige Ge-
samtwirkung im Quartier gewahrleisten.

FUr Solaranlagen auf Dachern gelten die Vorgaben
des Raumplanungsrechts des Bundes sowie die
Richtlinien des Kantons. Sie gelten als technisch be-
dingte Aufbauten gemass §139 Abs. 2 PBG.

Dachaufbauten (Lukarnen, Dacheinschnitte) sowie
ein Querfirst sind zulassig, wenn

@ sich eine asthetisch und architektonisch gute L&-
sung ergibt,

der Abstand zwischen Dachaufbauten und den
seitlichen Fassaden mindestens 2 m und zum First
mindestens 0.5 m betragt, und

die Gesamtbreite der Dachaufoauten hdchstens
2/5 der Lange der dazugehorigen Fassade umfas-
sen.

Bei Schragdachbauten, deren Gesamthohe Uber
dem Grundwert liegt, haben die Dachgeschosse auf
zwei gegenlberliegenden Seiten Uber der Schnittlinie
Dach/Fassade Schragdacher aufzuweisen. Diese
durfen einen Winkel von 45 Grad nicht Ubersteigen.

Flachdécher und flach geneigte Dacher bis 10 Grad
Neigung, die nicht als Terrassen und zur Energiege-
winnung genutzt werden, sind unter Beachtung der
géngigen Richtlinien und unter Verwendung von ein-
heimischem, standorttypischem Saatgut extensiv zu
begrinen. Bei Kleinflichen sowie in begriindeten

z

o

Art. 29 Dachgestaltung
" Die Dachneigungen und Dachformen sind so zu ge-

stalten, dass eine ruhige Gesamtwirkung entsteht.

2 Wird die zuléssige Zahl der Vollgeschosse erreicht,

so durfen Dachaufbauten und -einschnitte in ihrer
gesamten Lange zwei Funftel der zugeordneten Fas-
sadenlange nicht Ubersteigen.

Ubernahme MBZR

Abs. 2 neu: Anreiz Solar-
anlagen

Absatz 5 entspricht
friherem Art. 28 Abs. 4
und Praxis
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Fallen kann die Baukommission Ausnahmen bewilli-
gen.

Anreiz begriinte Ddcher
bis 10 Grad anstatt 5
Grad

Art. 30 Terrainveréanderungen, Stitzmauern

Neue Reihenfolge, vgl.

Art. 41 neu
Art. 39  Kulturdenkmaéler Art. 31 Kulturobjekte Anpassung an MBZR,
) Der Kanton erfasst die Kulturdenkméler in einem " Der Kanton erfasst die Kulturobjekte in einem kanto- Anpassung Reihenfolge

kantonalen Bauinventar. Die Wirkungen der Auf-
nahme eines Kulturdenkmals im kantonalen Bauin-
ventar richten sich nach den kantonalen Bestimmun-
gen. Im Zonenplan sind die inventarisierten Kultur-
denkméler orientierend dargestellt.

Im kantonalen Denkmalverzeichnis aufgelistete Ob-
jekte unterstehen dem Gesetz Uber den Schutz der
Kulturdenkméler und sind im Zonenplan orientierend
dargestellt. Bauliche Massnahmen an diesen Objek-
ten oder in deren Umgebung bedurfen einer Bewilli-
gung der zustandigen kantonalen Dienststelle.

Der Baukommission kann Massnahmen des Objekt-
schutzes, des Umgebungsschutzes und des Unter-
haltes nach Anhérung der EigentUmerinnen und Ei-
gentUmer festlegen und Beitréage entrichten.

L)

@

L)

L)

nalen Bauinventar. Die Wirkungen der Aufnahme ei-
nes Kulturobjektes im kantonalen Bauinventar rich-
ten sich nach den kantonalen Bestimmungen (PBG
§142; Gesetz Uber den Schutz der Kulturdenkmaler
§1 a - ¢). Im Zonenplan sind die inventarisierten Kul-
turobjekte orientierend dargestellt.

Bis zur Inkraftsetzung des kantonalen Inventars wer-
den die Kulturobjekte in einem kommunalen Inventar
erfasst. Die kantonalen Bestimmungen Uber das
kantonale Bauinventar gelten fir das kommunale In-
ventar sinngeméss. Mit der Inkraftsetzung des kan-
tonalen Bauinventars wird das kommunale Inventar
vollstandig ersetzt.

Die Gemeinde kann Massnahmen zum Schutz ein-
zelner Kulturobjekte erlassen und an die Kosten flir
die Pflege, Erhaltung und Gestaltung von Kulturob-
jekten Beitrage entrichten.

Art. 32 Naturobjekte (Hecken, Feldgehdlze, Uferbe-
stockungen, Béche) *

Neue Reihenfolge, vgl.
Art. 29 neu

Art. 40 Umgebungsgestaltung und Bepflanzung

' Die Gemeinde kann in der Baubewiligung Bepflan-
zungen mit mehrheitlich einheimischen, standortge-
rechten Pflanzenarten zur Durchgrinung des Sied-
lungsbereichs verlangen. Dazu ist in der Regel ein
Umgebungsplan einzureichen. Bei kleineren Bauvor-
haben kann die zustandige Stelle auf diesen Plan ver-
zichten.

)

Nicht der Erschliessung oder dem Aufenthalt die-
nende Flachen sind zu begrinen. Schotter- und
Steingarten, welche keinen 6kologischen Nutzen ha-
ben, sind nur fur Kleinflachen zulassig.

L)

Invasive, gebietsfremde Arten sind nicht zuldssig.

Zur Durchgrtinung des Ortsbildes kann die Baukom-
mission Bereiche mit Baumgruppen und Alleen fest-
legen. Im Baubewilligungsverfahren kénnen flr den
Strassenraum wichtige Baume vorgeschrieben wer-
den.

&

o

An Siedlungsrandern ist der Aussenraum besonders
sorgféltig zu gestalten. Die Ubergénge sind insbe-
sondere hinsichtlich Gestaltung und Bepflanzung auf
die angrenzende Landschaft abzustimmen. Die
Randbereiche sind als naturnahe und Okologisch
wertvolle Flachen oder Grinstrukturen anzulegen.
Zulassig sind nur einheimische, standortgerechte
Pflanzen.

Stérkung Umgebungsge-
staltung und Férderung
Begrtinung

Art. 41 Terrainverdnderungen

" Bauten sind durch Staffelung, Aufschittung, Be-
pflanzung usw. so in die topografischen Verhaltnisse
einzuflgen, dass Terrainveranderungen und kinst-
lich gestltzte Bdschungen auf ein Minimum be-
schrankt bleiben.

Stutzmauern und Einfriedungen durfen, gemessen
ab fertigem Terrain, héchstens 1.5 m hoch sein. Ho-
here Mauern kann die Baukommission gestatten,
wenn sie gut gestaltet oder begriint sind.

An Siedlungsrandern und landschaftlich exponierten
Lagen sind Mauern und Einfriedungen soweit

n

@«

Art. 30 Terrainveranderungen, Stitzmauern

1)

n

In Hanglagen sind die Bauten durch Staffelung, Auf-
schittung, Bepflanzung usw. sowie den topografi-
schen Verhaltnissen anzupassen, dass Terrainveran-
derungen auf ein erforderliches Minimum beschrankt
bleiben.

Stutzmauern und Einfriedungen dirfen, gemessen
ab fertigem Terrain, héchstens 1.5 m hoch sein. Ho-
here Mauern kann die Baukommission gestatten,
wenn sie gut gestaltet oder begriint sind.

Neue Reihenfolge
Allgemeine Gliltigkeit

Sicherstellung Durchlés-
sigkeit und sanfter Uber-
gang Siedlung/Land-
schaft. Offene

stadtlandplan AG | 19



maoglich zu vermeiden. Mauern und geschlossene
Einfriedungen von mehr als 0.8 m Hoéhe sind nur in
Ausnahmefallen zuléssig.

Einfriedungen sind er-
laubt, Geschlossen =
sicht- und lichtundurch-
ldssig

Art. 42 Archéologische Fundstellen

1

L)

Der Kanton erfasst die arch&dologischen Fundstellen
in einem kantonalen Fundstelleninventar. Die Wirkun-
gen der Aufnahme einer archdologischen Fundstelle
im kantonalen Fundstelleninventar richten sich nach
den kantonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind
die inventarisierten Fundstellen orientierend darge-
stellt.

Eingriffe in eingetragene Fundstellen bedurfen einer
Bewilligung der zusténdigen kantonalen Dienststelle.

Art. 22 Archéologische Fundstellen AFS

FUr die archéologischen Fundstellen ist das Gesetz
Uber den Schutz der Kulturdenkmaler vom
08.08.1960 sowie die zugehdrige Verordnung vom
10.07.2009 anzuwenden. Eingriffe jeglicher Art sind
meldepflichtig und durch die zustandige kantonale
Dienststelle zu bewilligen (PBG § 142 Abs. 3 sowie
Gesetz Uber den Schutz der Kulturdenkmaler § 13a
Abs. 3).

Neue Reihenfolge, Uber-
nahme MBZR

Art. 43  Antennen

1)

2

L)

&

o

Als Antennenanlagen gelten Anlagen, die dem draht-
und kabellosen Empfang sowie der draht- und ka-
bellosen Ubermittlung dienen. Als visuell wahrnehm-
bare Antennenanlagen gelten Anlagen, die nicht
bzw. nicht hinreichend kaschiert sind und aufgrund
ihres Erscheinungsbildes als Antennenanlage er-
kennbar sind.

Fur die Erteilung einer Baubewilligung fur eine Mobil-
funkanlage ist folgendes Vorverfahren erforderlich:

@ Der Mobilfunkbetreiber teilt der Gemeinde mit, in
welchem Umkreis der Bau einer Anlage beabsich-
tigt ist.

Der Mobilfunkbetreiber kann einen Standortvor-
schlag vorlegen. Dieser ist unter Berlcksichtigung
des Dialogmodells und des Kaskadenmodells ge-
mass nachfolgenden Absatzen zu begrinden.

Die Gemeinde prUft den Standort und kann alter-
native Standorte vorschlagen.

Nach Ablauf des Vorverfahrens gemass Abs. 2, spa-
testens aber nach einer Frist von drei Monaten kann
der Betreiber das Baubewilligungsverfahren einlei-
ten. Ist der von der Gemeinde vorgeschlagene
Standort geméss Prifung des Betreibers realisierbar
(technisch, wirtschaftlich, privat- und planungsrecht-
lich), hat der Betreiber diesen Standort zu Uberneh-
men.

FUr die Standortevaluation visuell wahrnehmbarer
Mobilfunkanlagen gelten folgende Prioritaten (1 =
hdéchste Prioritat):

@ Prioritat 1: Arbeitszonen

Prioritdt 2: Zone fur o6ffentliche Zwecke ohne
Heime

Prioritét 3: In den Ubrigen Bauzonen sind visuell
wahrnehmbare Antennenanlagen nur zuldssig,
wenn kein Standort in einem der Prioritat 1 oder 2
zugeordneten Gebiet moglich ist.

Der Standort einer visuell wahrnehmbaren Antenne
in einem Gebiet untergeordneter Prioritat ist nur dann
zulassig, wenn sie sich nicht in einem Gebiet Uber-
geordneter Prioritat aufstellen lasst. In jedem Fall ist
eine Koordination mit bestehenden Antennenanla-
gen zu prufen. Falls die Prifung ergibt, dass eine Ko-
ordination aufgrund der anwendbaren Vorschriften
maoglich ist, ist die neue Anlage am bestehenden
Standort zu erstellen.

In Wohn-, Dorf- und Wohn- und Arbeitszonen sind
Antennenanlagen nur zuldssig, wenn sie Uberdies ei-
nen funktionalen Bezug (die Antennenanlage hat von
ihren Dimensionen her der in den genannten Zonen
Ublichen Ausstattung zu entsprechen) zu diesen Zo-
nen aufweisen. Sie sind unauffallig zu gestalten.

=)

o

b)

o

Ubernahme Kaskaden-
modell analog Bundesge-
richtsentscheid Rothen-
burg
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8 An Kulturdenkméler sind visuell wahrnehmbare Mo-
bilfunkantennenanlagen nicht zulassig.
7)

Antennenanlagen auf Dachern und freistehende An-
lagen sind nur zulassig, wenn sich eine asthetisch
und architektonisch gute Losung ergibt. Sie sind fur
sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen
und landschaftlichen Umgebung so zu gestalten,
dass eine ruhige Gesamtwirkung entsteht. Auf die
Schutzzonen, die Kulturdenkmaler und die homogen
bebauten Wohnquartiere ist besonders Rucksicht zu
nehmen.

Art. 44 Beleuchtung
)

Beleuchtungsanlagen, die Aussenbereiche erhellen,
sind so einzurichten, dass sie keine stérenden Im-
missionen ausserhalb ihres Bestimmungsbereichs
verursachen.

n

Festinstallierte Beleuchtungsanlagen im Freien, ins-
besondere Areal- und Fassadenbeleuchtungen,
Leuchtreklamen und Reklamebeleuchtungen sowie
himmelwarts gerichtete Lichtquellen sind bewilli-
gungspflichtig. FUr gréssere Anlagen ist ein Beleuch-
tungskonzept zu erstellen.

@

Sie werden bewilligt, wenn sie den Empfehlungen
des BAFU entsprechen und wenn sie insbesondere
der 5-Punkte-Checkliste des Merkblattes ,Lichtver-
schmutzung” der Zentralschweizer Umweltdirekto-
renkonferenz von 2008 genlgen.

&

Der Betrieb von festinstallierten Beleuchtungsanla-
gen und beleuchteten Reklamen ist, mit Ausnahme
der Sicherheit dienenden Anlagen wie Strassen-,
Weg- oder Platzbeleuchtungen, in der Zeit von 23.00
Uhr bis 06.00 Uhr nicht gestattet. In begriindeten
Fallen, z. B. Betriebe mit langeren Offnungszeiten
usw. kdnnen Ausnahmen erteilt werden.

Vorschlag Beleuchtung

Art. 33 (aufgehoben)

VI. Sicherheit

c) Schutz der Gesundheit

VII. Schutz der Gesundheit

Art. 45 Abstellpléatze fur Kehrichtgebinde und Con-
tainer

Bei Neubauten sind auf privatem Grund unmittelbar
an der Strasse gelegene Abstellplatze fur Kehricht-
gebinde zu schaffen, die fiir die Kehrichtabfuhr gut
zugéanglich sind und den Verkehr nicht beeintrachti-
gen.

Bei geplanten oder bestehenden Uberbauungen
kann die Baukommission die Erstellung von Unterflu-
ranlagen verlangen. Sie kann im Einzelfall néhere
Bestimmungen Uber Standort und Installation von
Containern erlassen.

n

Art. 34 Abstellpléatze fur Kehrichtgebinde und Contai-

ner

" Bei Neubauten sind auf privatem Grund unmittelbar
an der Strasse gelegene Abstellplatze fur Kehricht-
gebinde zu schaffen, die fiir die Kehrichtabfuhr gut
zugéanglich sind und den Verkehr nicht beeintrachti-
gen.

Bei grosseren geplanten oder bestehenden Uber-
bauungen kann die Baukommission die Anschaffung
von Containern verlangen. Er kann im Einzelfall n&-
here Bestimmungen Uber Standort und Installation
von Containern erlassen.

n

Unverénderte Uber-
nahme

Art. 46 Einstellraume fir Fahrrader und Kinder-
wagen

Bei Mehrfamilienhdusern ab drei Wohnungen sind in
Gebaude oder, wenn ausserhalb von Gebaude lie-
gend, gedeckte und leicht zugangliche Abstellplatze
flr Fahrrader zu erstellen und als solche zu bezeich-
nen. Der Bedarf errechnet sich nach der Schweizer
Norm VSS 40 065.

Bei 4 und mehr Wohneinheiten ist eine Flache von
1 m? pro 4 Zimmer flr gedeckte und leicht zugangli-
che Abstellplatze fur Kinderwagen, Fahrradanhanger
und dergleichen vorzusehen.

)

Art. 35 Einstellrdume fur Fahrrader und Kinderwagen

In Mehrfamilienhdusern sind in Verbindung zum
Treppenhaus gendgend grosse, von aussen ohne
Treppe zugangliche Einstellrdume flr Fahrrader und
Kinderwagen zu erstellen.

Préazisierung des Artikels
auf Basis von Festlegun-
gen in Sondernutzungs-
plénen

Wird in der VSS Norm
nicht geregelt

Art. 47 Baubewilligungen in I&rmbelasteten Gebie-
ten

Art. 23 Larmbelastete Gebiete

Neue Reihenfolge, An-
passung an MBZR

stadtlandplan AG | 21



1)

L)

L)

In larmbelasteten Gebieten gelten Art. 29 bis 31 der
Eidgendssischen Larmschutzverordnung (LSV). Eine
Gestaltungsplan- oder Baubewiligung flir Gebaude
mit larmempfindlicher Nutzung kann erst nach Vor-
liegen eines entsprechenden Nachweises, dass der
massgebliche Grenzwert eingehalten wird, erteilt
werden.

Kann der Grenzwert trotz Larmschutzmassnahmen
nicht eingehalten werden, so ist das Uberwiegende
Interesse auszuweisen und der kantonalen Dienst-
stelle Umwelt und Energie ist ein Gesuch um eine
Ausnahmebewilligung gemass Art. 30 LSV, bzw.
eine Zustimmung gemass Art. 31 LSV einzureichen.

Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone einge-
zont wurden, gilt Art. 29 LSV und es besteht keine
Moglichkeit von Ausnahmen.

1)

n

3)

4

In larmbelasteten Gebieten koénnen die gultigen
Grenzwerte der Eidgendssischen Larmschutzver-
ordnung (LSV) nur mit Massnahmen eingehalten
werden. Daher sind in diesen Gebieten die Bestim-
mungen von Art. 29 - 31 LSV besonders zu beach-
ten. Eine Gestaltungsplan- oder Baubewilligung fiir
Gebaude mit larmempfindlichen Nutzungen kann
erst nach Vorliegen eines entsprechenden Nachwei-
ses erteilt werden.

Kann der Grenzwert trotz La&rmschutzmassnahmen
nicht eingehalten werden, so ist das Uberwiegende
Interesse auszuweisen und der Dienststelle Umwelt
und Energie ein Gesuch um ein Ausnahmebeuwilli-
gung gemass Art. 30 LSV bzw. um eine Zustimmung
gemass Art. 31 LSV einzureichen

Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone einge-
zont wurden, gilt Art. 29 LSV und es besteht keine
Moglichkeit von Ausnahmen.

Auf den Larmschutz-Nachweis kann verzichtet wer-
den, wenn beispielsweise fundierte Abklarungen im
Zusammenhang mit bereits genehmigten Bauvorha-
ben in vergleichbarer Exposition und &hnlicher Nut-
zung belegen, dass die Immissionsgrenzwerte ein-
gehalten sind.

VIII. Energie

IX. Hochhauser

X. Einkaufs- und Fachmarktzentren

XI. Camping

Xil.

Bestandesgarantie und Bauvorhaben

ausserhalb der Bauzone

E. Baubewilligung und Baukontrolle

V

[. GeblUhren, Straf- und Schlussbestimmun-

gen

F. Rechtsschutz

Art. 36 Rechtsmittel

Gegen alle in Anwendung dieses Reglements ge-
fassten Beschllsse und Entscheide kann innert 20
Tagen seit Zustellung nach Massgabe des PBG Ver-
waltungsgerichtsbeschwerde eingereicht werden.

Geldscht, da durch Uber-
geordnetes Recht be-
stimmt

G. Aufsicht, Vollzug, Strafen

Art. 37 Zusténdige Behérde, Baukommission, Gut-
achten

1

n

L)

&

Die Aufsicht Uber das Bauwesen und die Handha-
bung dieses Reglements obliegen der Baukommis-
sion.

Die Baukommission besteht aus dem zusté&ndigen
Mitglied des Gemeinderates sowie aus zwei weiteren
Mitgliedern, die vom Gemeinderat gewéahit werden.
Die Baukommission wird vom zustandigen Mitglied
des Gemeinderates préasidiert.

Die Baukommission wird vom Gemeinderat mit den
erforderlichen Kompetenzen und Entscheidungsbe-
fugnissen ausgestattet. Die Zustandigkeit fur die Er-
ledigung der Rechtsmittelverfahren fur Baubewilli-
gungen im ordentlichen und vereinfachten Verfahren
liegt bei der Baukommission.

Die Baukommission erstattet dem Gemeinderat Be-
richt zu Gestaltungsplanen sowie Quartiererschlies-
sungen und gibt ihre Empfehlungen ab. Die

Neue Reihenfolge: Zu-
stédndigkeit ist neu in Art.
2 geregelt.
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Genehmigung von Gestaltungsplanen sowie die Er-
teilung von Bewiligungen fur Quartiererschliessun-
gen (nach Strassengesetz oder im Baubewilligungs-
verfahren) obliegen dem Gemeinderat.

Die Entscheidungsbefugnis fir die Erteilung von
Baubewiligungen im vereinfachten Verfahren kann
mit Beschluss des Gemeinderates auch einer Dienst-
stelle der Gemeindeverwaltung Ubertragen werden.

Die Organisationsverordnung und die Kompetenzor-
dnung der Gemeinde Rain regeln das Nahere.

o

o

)

Der Gemeinderat und die Baukommission sind bei
Gestaltungsplanen und bei ausserordentlichen Bau-
vorhaben berechtigt, in Absprache mit den Gesuch-
stellern und auf dessen Kosten neutrale Fachleute als
Gutachter beizuziehen.

Art. 48  Gebuhren

1

Die Gemeinde erhebt von den Gesuchstellern flr die
Prifung und Genehmigung der Baugesuche eine
GeblUhr geméss GebUhrenverordnung der Ge-
meinde Rain, zuzlglich samtlicher der Gemeinde
durch Arbeitsausfiihrung Dritter entstandener Kos-
ten.

n

Bei ausserordentlichem Zeitaufwand erhoht sich die
gemass Abs. 1 errechnete GebUhr entsprechend
dem zusatzlichen Zeitaufwand.

@«

Fur die Prifung und Genehmigung von Gestaltungs-
planen, Quartiererschliessungen usw. erhebt der Ge-
meinderat gestUtzt auf die GebUhrenverordnung der
Gemeinde Rain eine Gebuhr zuztglich sdmtlicher der
Gemeinde durch Arbeitsausfihrung Dritter entstan-
dener Kosten.

&

Der Gemeinderat kann zur Sicherstellung von Ge-
bdhren, Ersatzabgaben und zur Ausfihrungssiche-
rung Kostenvorschusse verlangen.

Art. 38 Geblhren

" Die Gemeinde erhebt von den Gesuchstellern fir die
Prifung und Genehmigung der Baugesuche eine
GeblUhr geméss GebUhrenverordnung der Ge-
meinde Rain, zuzlglich samtlicher der Gemeinde
durch Arbeitsausfiihrung Dritter entstandener Kos-
ten.

Bei ausserordentlichem Zeitaufwand erhoht sich die
gemass Abs. 1 errechnete GebUhr entsprechend
dem zuséatzlichen Zeitaufwand.

n

@«

Fur die Prifung und Genehmigung von Gestaltungs-
planen, Quartiererschliessungen usw. erhebt der Ge-
meinderat gestUtzt auf die GebUhrenverordnung der
Gemeinde Rain eine Gebuhr zuztglich sdmtlicher der
Gemeinde durch Arbeitsausfihrung Dritter entstan-
dener Kosten.

Ergénzung

Abs. 4: Ergénzung far
Kostenvorschuss fur die
Absicherung der Ausfih-
rung (z.B. wenn Beden-
ken bestehen, dass die
Aussengestaltung nicht
ausgefiihrt wird)

H. Schlussbestimmungen

. Anderungen bisherigen Rechts

Il. Aufhebung bisherigen Rechts

lIl. Ubergangsbestimmungen

Art. 39 Strafen, Wiederherstellung des vorschriftsge-
maéassen Zustands, Einstellung der Bauarbeiten
Die Vorschriften des PBG Uber Strafen, die Wieder-
herstellung des gesetzesméassigen Zustands und die
Einstellung der Bauarbeiten gelten auch fur die Vor-
schriften dieses Reglements.

Geldscht, da durch Uber-
geordnetes Recht be-
stimmt

Art. 49  Strafbestimmungen

' Wer vorsétzlich und ohne Berechtigung ein Natur-
schutzobjekt zerstort oder schwer beschadigt, wird
gemass § 53 Abs. 1 NLG mit Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. In leichten Fal-
len, oder wenn der Tater fahrldssig handelt, ist die
Strafe Busse bis CHF 40'000.

Wer die Vorschriften in Art. 27 und Art. 29 dieses
Reglements verletzt, wird geméss § 53 Abs. 2b NLG
mit Busse bis zu CHF 20'000, in leichten Fallen bis
zu CHF 5'000 bestraft.

)

Art. 40 Strafbestimmungen zum Schutz der Naturo-

bjekte

' Wer vorsétzlich und ohne Berechtigung ein Natur-
schutzobjekt zerstort oder schwer beschéadigt, wird
gemass § 53 Abs. 1 des NLG mit Freiheitsstrafe bis
zu einem Jahr oder Geldstrafe bestraft. In leichten
Féallen oder wenn der Tater fahrlassig handelt, ist die
Strafe Haft oder Busse bis zu Fr. 40’000.--.

2 Wer die Vorschriften der Artikel 21 und 32 BZR ver-
letzt, wird geméss § 53 Abs. 2. b des NLG mit Busse
bis zu Fr. 20’000.--, in leichten Fallen bis zu Fr.
5’000.-- bestraft.

Anpassung Verweise

Art. 41 Hangige Gesuche

Alle zur Zeit des Inkrafttretens dieser Bau- und Zo-
nenvorschriften noch nicht bewilligten Gesuche sind
nach den Vorschriften dieses Bau- und Zonenregle-
ments zu behandeln.

Geldscht, da durch Uber-
geordnetes Recht be-
stimmt
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Art. 50  Schlussbestimmungen Art. 42 Inkrafttreten Ubernahme MBZR und

" Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt mit ' Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt nach Anpassung Daten
der Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft. der Annahme durch die Einwohnergemeinde mit der

2 Das Bau- und Zonenreglement vom 28. Juni 2011 Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft.
wird aufgehoben. 2 Es ersetzt das Bau- und Zonenreglement vom 7. De-

3 zember 2004.

Folgende Gestaltungsplane und deren allenfalls
nachtraglich erfolgten Anderungen werden mit der
Genehmigung des vorliegenden Bau- und Zonen-
reglements durch den Regierungsrat aufgehoben:

3 Chéanelmatt Ost
b Chanelmatt West
© Chilefeld

9 Chilehalde Ost
9 Chilehalde West
" Chrummweid
9 Dubematt Ost
N Dubematt West
1 Gaali

) Grinrain

¥ Niderholzli Nord
) Niderholzli Stid
™ Niderholzli Teil 1
" Niderholzli Teil 2
9 Niderholzli Teil 3
P Niderholzli Teil 4
9 Rt Il

" Ratipark
Sandblatte
Wydematt

Infolge der Aufhebung von Gestaltungsplanen not-
wendige, nachbarrechtliche Regelungen dinglicher
Rechte sind privatrechtlich und zu Lasten der be-
troffenen Grundeigentimer zu regeln.

@2

1

-

Die Revision des Bau- und Zonenreglements wurde — Wird auf dem Titelblatt
an der Gemeindeversammlung vom 28. Juni 2011 ergénzt
beschlossen.

VVom Regierungsrat des Kantons Luzern mit RRE Nr.
436 vom 5. April 2012 genehmigt.

Im Namen des Gemeinderates
Der Gemeindeprasident Peter Brunner
Der Gemeindeschreiber Walter Sidler

ANHANG

Kulturobjekte, Baudenkméaler
Geschutzte Kulturobjekte

1 Pfarrkirche St. Jakobus der Altere Kant. Denkmalverzeichnis
2 Bauteile des Speichers Unter Dellen Kant. Denkmalverzeichnis

Anderungstabelle
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Bestimmung Anderung Beschluss In-Kraft-Treten
Erlass Erstfassung 28.06.2011 05.04.2012
Art. 7 Geéandert 10.06.2015 12.07.2016
Art. 16a Eingeflgt 10.06.2015 12.07.2016
Art. 16 Geéandert 10.06.2015 12.07.2016
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ANHANG 1: UBERSICHT UBER DIE GRUNDMASSE UND LARMEMPFINDLICHKEITSSTUFEN

Zone Aok Lace/T UZ Hauptbauten " Uz Neben- | Griinflachen Gesamthohe * Gebdude-  Larm-
' geriyp bauten 2 -ziffer 9 lange max. ¥ ES®
min. TypA TypB TypC min.  Grundwert max.
Dorfzone A DA Kern -- 0.27 0.30 0.33 0.03 -- -- 140m 16.0m -- [
Dorfzone B DB Erweiterung -- 0.24 0.27 0.30 0.06 -- -- 1830m 15.0m -- 1]
W2a W2 niedrig -- 0.24 0.27 0.30 0.08 -- -- 8.0m 10.0m 25.0m?" I
W2b W2 normal -- 0.24 0.27 0.30 0.08 -- -- 9.0m 11.0m 25.0m?" I
Wohnzone 2 \yoc w2 dicht - 027 031 035 0.08 - - 95m 11.0m| 320m I
W2E Erhaltungs- -- gemass Art. 12 0.08 -- gemass Art. 12 -- I
zone W2
Erhaltungs- ) .
W3E - gemass Art. 12 0.06 -- gemass Art. 12 -- [l
zone W3
Wohnzone 3 W3a W83 niedrig -- 0.24 0.27 0.30 0.06 -- -- 11.0m 130m 32.0m I
W3b W3 normall -- 0.24 0.27 0.30 0.06 -- 9.0m 13.0m 15.0m 32.0m I
W3c W3 dicht 0.18 0.27 0.30 0.33 0.06 -- 9.0m 13.0m 15.0m 32.0m I
- Typ 1 0.18 0.33 0.36 0.39 -- 9.0m 11.0m -- [
Wohp und WAD yp 0.06 3
Arbeitszone 2 Typ 2 - 0.06 009 012 - 9.0m 11.0m - Il
- Typ 1 -- 0.24 0.27 0.30 9.0m 13.0m 15.0m -- [
Wohn-und 5 0.06 -
Arbeitszone 3 Typ 2 - 009 012 0.15 - 13.0m 15.0m - Il
Allla normal -- 0.50 050 0.50 -- 0.15 -- 14.5m -- -- [
Arbeitszone lll
Alllb dicht 0.20 -- -- -- -- 0.15 6.0m 14.5m -- -- [

" Uberbauungsziffer geméss Art. 5 BZR: UZ-a fiir kubische Bauten, UZ-b bei Attika oder Schragdach mit reduzierter Fassadenhdhe, UZ-c bei um 3.0 m reduzierter Gesamthéhe (vgl. Skizzen Anhang 2)

¥

2 Uberbauungstiffer fiir Nebenbauten geméss Art. 6 BZR

39 Grunflachenziffer gemass Art. 8 BZR

4 Max. Gesamthdhe gemass Art. 33 Abs. 1 BZR. Die Gesamthohe erstreckt sich vom massgebenden Terrain zum héchsten Punkt der Dachkonstruktion. Bei Schragdachern darf die Oberkante der Dachflache
max. 0.5 m Uber diesem Punkt liegen.

9 Max. Gebéaudeldnge gemass § 112a PBG

9 Larmempfindlichkeitsstufe geméss Art. 43 LSV

7 Bei gut gestalteten und gegliederten Fassaden kann die Baukommission gréssere Langen bis max. 32 m gestatten.
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ANHANG 2: SKIZZE ZUR UBERBAUUNGSZIFFER (U2)
Wohnzone 2b, W2 normal (W2b)

2.0m }'L /557;A§§<§\
A
GH, .=
11.0m GHg= FH=
9.0m 9.0m
-1
UZ-a = 0.24
"""""""""""""""" s R
T Y — e
__________ o 1.5m 4_4________5_\\ v 1.5m Y ’i/:_:\
| GHyax= i 7] 20m| __=7 B
GHg= FH=  11.0m | GHg= FH=  GH,,..=| GHe= FH=
9.0m 7.5m 9.0m 7.5m gom |6.0m 6.0m
Y- flrvr X b Ny
Uz-b = 0.27 UzZ-b = 0.27 UZ-c = 0.30
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ANHANG 3: SKIZZE ZU ART. 13 BZR, WOHN- UND ARBEITSZONE

UZ geméss Art. 13 Abs. 2 Nutzungstbertragung gemass Art. 13 Abs. 3
Am Beispiel W2A

Uz Typ 1 UZTyp 2 UZ Typ 1 Uz Typ 2

I:' Wohn- und/oder Arbeitsnutzung

|:| Arbeitsnutzung

ANHANG 4: GESTALTUNGSPLANVORGABEN ZU ART. 32 BZR

Gebietsbezeichnung Vorgaben flr den Gestaltungsplan

Dorfkern Nord, Parz. Nr. 39 a) Qualitatsvolle Bebauung im Ortskern, welche das bestehende Ortsbild weiterentwickelt und das
Dorfzentrum in seiner Funktion starkt.

b) Von den Grundmassen gemass Anhang 1 kann im Rahmen eines qualitdtssichernden Verfahrens
wie folgt abgewichen werden:

- UZ Hauptbauten: Die UZ fiir Hauptbauten (Typ A, B, C) betrégt max. 0.33.

- UZ Sockelgeschoss: Fiir die Erstellung eines Sockelgeschosses bis zu einer Gesamthdhe von
max. 5.5 m und mit ausschliesslich gewerblicher Nutzung ist eine UZ von max. 0.09 zulassig.

- Abweichungen gegenuber der Gesamthdhe aus Anhang 1 BZR sind bis max. 19.0 m (ab Terrain
Kantonsstrasse mit einer Kote von 586.00 m.U.M.) zulassig, wenn das Resultat aus einem qua-
litatssichernden Verfahren eine gute ortsbauliche Eingliederung aufzeigt.

Eine Erhdhung der Uberbauungsziffer fir Nebenbauten gem. Art. 9 Abs. 4 ist nicht zulassig.

a e

Die Bauten entlang der Dorfstrasse weisen im Erdgeschoss auf der strassenzugewandten Seite
keine Wohnnutzung auf.

@

Die Gemeinde priorisiert ausdrtcklich die Ansiedlung eines Detailhandelsbetriebs. Ein Wechsel zu
alternativen Gewerben ist ausschlielich dann mdéglich, wenn schllssig belegt wird, dass keine Nach-
frage seitens des Detailhandels besteht.

) Klarung Umgang Gebaude «Gasthof Kreuz» (erhaltenswert).

g) Die Bebauung und Aussenraumgestaltung entlang der Dorfstrasse tragen zur Aufwertung und Stér-
kung des 6ffentlichen Raums bei. Planungen und Ausfuhrungen in angrenzenden Bereichen sind mit
der Gemeinde zu koordinieren.

h) Entlang der Dorfstrasse ist eine strassenbegleitende Begriinung vorzunehmen. Entlang der Zonen-
grenze zur Landschaft ist eine Randbepflanzung zu erstellen. Versiegelte Flachen sind auf ein Mini-
mum zu begrenzen.

i) Sicherstellung Fuss- und Veloanschluss Chrummweidstrasse — Strasse Weierhus (Schulweg).

j) Vorgangig zum qualitdtssichernden Verfahren ist mit der Gemeinde zu prifen ob und inwieweit ein
Raumbedarf fur 6ffentliche MobilitatsbedUrfnisse (Buswendeschleife) besteht.

k) Die Parkierung ist grossmehrheitlich unterirdisch in einer zentralen Einstellhalle anzuordnen. Erstel-
lung einer optimalen und zentralen Erschliessung mit einer guten und zukunftsgerichteten Infrastruk-
tur fUr Velos und Fussgéanger.
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Dorfkern Std, Parz. Nm. 65, a) Qualitatsvolle Bebauung im Ortskern, welche das bestehende Ortsbild weiterentwickelt und das
56, 57, 58, 89, 61, 370, 412, Dorfzentrum in seiner Funktion stérkt.

438, 546, 601, 706 und 717 b) Von den Grundmassen gemass Anhang 1 kann im Rahmen eines qualitatssichernden Verfahrens

wie folgt abgewichen werden:

- UZ Hauptbauten: Die UZ fur Hauptbauten (Typ A, B, C) betragt max. 0.33. Mind. eine Hauptbaute
erfUllt die Anforderungen an die UZ-c und weist eine um mind. 3.0 m reduzierte Gesamthdhe auf.

- UZ Sockelgeschoss: Filr die Erstellung eines Sockelgeschosses mit Haupt- oder Nebennutzfla-
chen und einer Gesamthéhe von max. 5.5 m (unabhangig von Abgrabungen gemass Art. 33 Abs.
3) an der Kantonsstrasse, zwischen Chilestrasse und Chilefeldweg, ist zusatzlich eine UZ von max.
0.09 zuldssig.

- Gesamthdhe Grundstlcke Nr. 56 und 58: Fur zwei Hauptbauten an der Kantonsstrasse, zwischen
Chilestrasse und Chilefeldweg, ist eine max. Gesamthohe von 20.0 m (ab Terrain Kantonsstrasse
mit einer Kote von 586.75 m.U.M.) zuldssig, wenn das Resultat aus dem qualitatssichernden Ver-
fahren eine gute ortsbauliche Eingliederung aufzeigt.

- Fur die Grundstick-Nm. 55, 57, 59, 370, 412, 438 und 601 sind max. Gesamthdhen von 16.0 m
(Grundwert) bzw. 18.0 m (max. Gesamthohen) zulassig.

- Fur die Grundstlck-Nm. 61 und 546 sind keine Abweichungen von den Grundmassen im Rahmen
eines qualitatssichernden Verfahrens erlaubt. Im projektierten Bereich des Pfarrhauses gemass
Studie gilt eine max. Gesamthdhe von 11.0 m (Grundwert) bzw. 13.0 m (max. Gesamthéhe) und
ein Grenzabstand vom 5.0 m.

c) Sudlich der Grinzone Platz ist die Bauzone auf einer Lange von 20 m (in Richtung Stden) flr die

Erstellung einer Pavillonbaute mit &ffentlichem Charakter und einer Gesamthdhe von max. 7.5 m

reserviert.

d) Eine Erhdhung der Uberbauungsziffer fir Nebenbauten gem. Art. 9 Abs. 4 ist nicht zuléssig.

e) Die Bauten zwischen Chilestrasse und Chilefeldweg weisen in den Erdgeschossen zur Dorf- und
Chilestrasse hin keine Wohnnutzung auf.

f) Die Bebauung und Aussenraumgestaltung entlang der Dorf- und Chilestrasse tragen zur Starkung
des offentlichen Raums bei. Die offentliche Freiraumachse entlang der Chilestrasse soll gestalterisch
wie funktional aufgewertet werden. Planungen und Ausfuhrungen in angrenzenden Bereichen sind
mit der Gemeinde zu koordinieren.

g) Entlang der Chile- und Dorfstrasse ist eine strassenbegleitende Begrinung vorzunehmen. Versie-
gelte Flachen sind auf ein Minimum zu begrenzen.

h) Im Bereich der Griinzone Platz Nr. 1 ist ein attraktiver, offentlicher Freiraum mit einer hohen Aufent-
halts- und Gestaltungsqualitat zu erstellen.

) Entlang des Chilefeldwegs (Parz. 55) wird ein attraktiver offentlicher Freiraum mit fiessendem Uber-
gang zu den gemeinschaftlichen Freirdumen der neuen Bebauung gestaltet.

j)  Sicherstellung Fuss- und Veloanschluss Dorfstrasse — Chilestrasse.

k) Vorgangig zum qualitatssichernden Verfahren ist mit der Gemeinde zu prifen ob und inwieweit ein
Raumbedarf fur 6ffentliche MobilitatsbedUrfnisse (Bushaltestelle) besteht.

I)  Die Parkierung ist grossmehrheitlich unterirdisch in einer zentralen Einstellhalle anzuordnen. Erstel-
lung einer optimalen und zentralen Erschliessung mit einer guten und zukunftsgerichteten Infrastruk-
tur fUr Velos und Fussganger. Auf dem Grundstlck Nr. 546 ist eine Reihe an oberirdischen Park-
platzen anzubieten.

a)  Aufgrund der Realisierung eines bedeutenden Anteils (mind. 25 % der erstellten Wohnungen) an

gemeinnUtzigem Wohnungsbau (Kostenmiete) kann der Gemeinderat ein einfaches begleitetes
Verfahren Art. 32 Abs. 3, in Zusammenarbeit mit der Gemeinde, zulassen.

stadtlandplan AG | 29



	BEILAGE 1: BZR VERGLEICH NEU – ALT
	I. Allgemeine Bestimmungen
	Einleitende Bestimmungen
	Art. 1 Zweck
	Art.1 Zweck
	Art. 2 Geltungsbereich
	Art. 3 Rechtscharakter
	Art. 4 Verfügbarkeit von Bauland
	Art. 2 Zuständigkeit
	Art. 5 Zuständigkeit, Umfang der kommunalen Richtplanung
	Art. 3 Qualität
	Art. 4 Überbauungsziffer (ÜZ)
	Art. 6 Berechnungsfaktor (Ausnützungsziffer)
	Art. 5 Überbauungsziffer für Hauptbauten
	Art. 6 Überbauungsziffer für Nebenbauten
	Art. 7 Mindestausnützung
	Art. 8 Grünflächenziffer
	Art. 7 Zoneneinteilung, Zonenpläne
	Art. 8 Dorfzone D
	Art. 10 Dorfzone B
	Art. 11 Wohnzonen
	Art. 9 3-geschossige Wohnzone W3-a und W3-b
	Art. 12 Erhaltungszonen
	Art. 10 2 ½ - geschossige Wohnzone W2 ½
	Art. 11 2-geschossige Wohnzone W2-a und W2-b
	Art. 12 3-geschossige Wohnzone und Gewerbezone WG3
	Art. 13 Wohn- und Arbeitszonen
	Art. 13 2 ½ -geschossige Wohn- und Gewerbezone WG2 ½
	Art. 14 Arbeitszonen
	Art. 14 Arbeitszone Ar
	Art. 15 Zone für öffentliche Zwecke
	Art. 15 Zone für öffentliche Zwecke
	Art. 16 Grünzone Freiraum (überlagert)
	Art. 17 Grünzone Platz (überlagert)
	Art. 18 Grünzone Gewässerraum (überlagert)
	Art. 16 Grünzone Gr
	Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)
	Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)…
	Art. 17 Zone mit Randbepflanzung Rbe
	Art. 18 Übriges Gebiet UeG
	Art. 19 Verkehrszone
	b) Nichtbauzonen
	Art. 20 Landwirtschaftszone
	Art. 19 Landwirtschaftszone Lw
	Art. 21 Übriges Gebiet A - Verkehrsfläche
	Art. 22 Reservezone
	Art. 18 Übriges Gebiet UeG
	Art. 23 Freihaltezone Gewässerraum (überlagert)
	Art. 24 Freihaltezone Wildtierkorridor (überlagert)
	Art. 25 Deponiezone Hapfere
	Art. 16a Deponiezone Hapfere (DZ-H)
	Art. 26 Gefahrenzonen
	Art. 18a Naturgefahren
	Art. 20 Landschaftsschutzzone LS
	Art. 20 Landschaftsschutzzone LS…
	Art. 27 Naturschutzzone
	Art. 21 Kommunale Naturschutzzone NS
	Art. 28 Landschaftsschutzzone (überlagert)
	Art. 20 Landschaftsschutzzone LS
	Art. 29 Naturobjekte
	Art. 32 Naturobjekte (Hecken, Feldgehölze, Uferbestockungen, Bäche) *
	Art. 30 Naturobjekt Randbepflanzung
	Art. 17 Zone mit Randbepflanzung Rbe
	Art. 22 Archäologische Fundstellen AFS
	Art. 23 Lärmbelastete Gebiete
	Art. 31 Freiwilliger Gestaltungsplan
	Art. 24 Ergänzende Gestaltungsplanbestimmungen
	Art. 32 Gestaltungsplanpflicht
	Art. 33 Gesamt- und Fassadenhöhe
	Art. 34 Fassadenhöhe bei Schrägdachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)
	Art. 35 Gesamt- und Fassadenhöhe bei Flachdachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)
	Art. 36 Parkfelder für Fahrzeuge
	Art. 25 Abstellflächen für Fahrzeuge
	Art. 37 Ersatzabgabe
	Art. 26 Ersatzabgabe
	Art. 27 Strassenabstände
	Art. 28 Untergeschosse, Kniestockhöhe, Dachfirsthöhe
	Art. 38 Dachgestaltung
	Art. 29 Dachgestaltung
	Art. 30 Terrainveränderungen, Stützmauern
	Art. 39 Kulturdenkmäler
	Art. 31 Kulturobjekte
	Art. 32 Naturobjekte (Hecken, Feldgehölze, Uferbestockungen, Bäche) *
	Art. 40 Umgebungsgestaltung und Bepflanzung
	Art. 41 Terrainveränderungen
	Art. 30 Terrainveränderungen, Stützmauern
	Art. 42 Archäologische Fundstellen
	Art. 22 Archäologische Fundstellen AFS
	Art. 43 Antennen
	Art. 44 Beleuchtung
	Art. 45 Abstellplätze für Kehrichtgebinde und Container
	Art. 34 Abstellplätze für Kehrichtgebinde und Container
	Art. 46 Einstellräume für Fahrräder und Kinderwagen
	Art. 35 Einstellräume für Fahrräder und Kinderwagen
	Art. 47 Baubewilligungen in lärmbelasteten Gebieten
	Art. 23 Lärmbelastete Gebiete
	Art. 36 Rechtsmittel
	Art. 37 Zuständige Behörde, Baukommission, Gutachten
	Art. 48 Gebühren
	Art. 38 Gebühren
	Art. 39 Strafen, Wiederherstellung des vorschriftsgemässen Zustands, Einstellung der Bauarbeiten
	Art. 49 Strafbestimmungen
	Art. 40 Strafbestimmungen zum Schutz der Naturobjekte
	Art. 41 Hängige Gesuche
	Art. 50 Schlussbestimmungen
	Art. 42 Inkrafttreten
	ANHANG

	Kulturobjekte, Baudenkmäler
	Geschützte Kulturobjekte
	Änderungstabelle
	ANHANG 1: ÜBERSICHT ÜBER DIE GRUNDMASSE UND LÄRMEMPFINDLICHKEITSSTUFEN
	ANHANG 2: SKIZZE ZUR ÜBERBAUUNGSZIFFER (ÜZ)
	ANHANG 3: SKIZZE ZU ART. 13 BZR, WOHN- UND ARBEITSZONE
	ANHANG 4: GESTALTUNGSPLANVORGABEN ZU ART. 32 BZR

